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Kurzfassung 

I. Aufgabenstellung des Forschungsvorhabens 

Der Klimawandel wird auch in Europa und in Deutschland spürbare 

Veränderungen mit sich bringen. Hochwasser- und Überflutungsgefahren, 

Stürme, Trockenheitsperioden und Hitzewellen sind nur einige der 

wesentlichen Klimafolgen, denen Mensch und Umwelt zunehmend 

ausgesetzt sein werden und gegen die zukünftig verstärkte 

Vorsorgemaßnahmen getroffen werden müssen. Das Weißbuch und das 

Grünbuch der Europäischen Gemeinschaft zur Klimaanpassung in Europa 

und die Ende 2008 verabschiedete Deutsche Anpassungsstrategie an den 

Klimawandel (DAS) haben erste Überblicke über die sektoralen 

Herausforderungen und mögliche Maßnahmen gegeben. Vor allem die DAS 

hat dabei verdeutlicht, dass die Anpassung in vieler Hinsicht mit rechtlichen 

Instrumenten erwirkt, gefördert, aber auch behindert werden kann. 

Namentlich sind vor allem das Umwelt- und Planungsrecht gefordert, 

Schutz- und Nutzungskonzepte an eine sich verändernde, zugleich 

gefährlichere und empfindlichere Umwelt anzupassen.  

Vor diesem Hintergrund hat das Umweltbundesamt das Helmholtz-Zentrum 

für Umweltforschung, Department Umwelt- und Planungsrecht, damit 

beauftragt, den „rechtlichen Handlungsbedarf für die Anpassung an den 

Klimawandel“ zu analysieren. Zu diesem Zweck werden  

 die besonderen strukturellen Herausforderungen aufgezeigt, denen 

sich Politik und Recht bei der Anpassung an den Klimawandel zu stellen 

haben,  

 die verfassungsrechtlichen Grundlagen der Anpassung analysiert,  

 die wesentlichen Felder der Klimaanpassung darauf untersucht, 

inwieweit das geltende Recht bereits wirksame und effiziente Instrumente 

für die Anpassung bereithält oder aber noch ertüchtigt werden könnte.1  

Die wesentlichen Ergebnisse werden nachfolgend in Thesen dargestellt.  

 

                                                            
1 Das zentrale Feld des Naturschutzrechts bleibt ausgenommen, da die Analyse des 
Anpassungsbedarfs und der Anpassungsoptionen in diesem Feld seitens des Bundesamtes 
für Naturschutz zum Gegenstand eines gesonderten Forschungsvorhabens gemacht 
worden ist.  
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II. Die strategischen Herausforderungen für Politik und 
Recht 

1. Anpassung an den Klimawandel bedeutet im Wirkungsfeld des 

Umweltrechts in erster Linie Verschärfung von Schutz- und 

Vorsorgestandards, denn die Auswirkung des Klimawandels besteht in 

erster Linie darin, dass die natürliche Belastungstoleranz der Umwelt 

verringert wird und damit auch die Tragekapazität für anthropogene 

Belastungen. Der dadurch begründete Schutzverstärkungsauftrag 

unterscheidet sich daher auf den ersten Blick nur graduell von dem, was 

auch sonst zum Umweltschutz geboten ist. Gleiches gilt für die 

„umgekehrte“ Wirkrichtung des Klimawandels, die zunehmenden 

Umweltrisiken für die Menschen, insbesondere durch Überflutungen, 

Hochwasser, Dürre, Stürme und Hitze. Auch insofern stellen sich keine 

neuartigen Probleme, vielmehr wird es auch hier auf eine graduelle 

Steigerung des Vorsorgeniveaus ankommen.  

2. Die Herausforderungen der Anpassung an den Klimawandel sind 

gleichwohl von besonderen Problemstrukturen geprägt, die maßgeblich 

auch die möglichen Rollen und Strategien des Rechts prägen müssen 

und die sich mit den Schlagworten Vielfalt, Dezentralität, Unsicherheit 

sowie Dynamik und Langfristigkeit bezeichnen lassen. 

3. Von Problemvielfalt ist die Anpassung insofern gekennzeichnet, als die 

verschiedensten Güter, Akteure und Regionen in je unterschiedlicher Art 

und Intensität von den Klimafolgen betroffen sind und jeweils spezifische 

sektorale Anpassungslösungen gefunden werden müssen. 

Sektorübergreifende Patentlösungen, wie z.B. den Emissionshandel im 

Bereich der Emissionsminderung, kann es in der Anpassung nicht geben. 

Die Verbindung zu einem Politikfeld – „Anpassung“ – beruht wesentlich 

nur darauf, dass die vielfältigen Probleme ihre gemeinsame Ursache im 

Klimawandel haben. Daher besteht allerdings in der Ermittlung der 

regionalen Klima(folgen)entwicklungen durchaus ein besonderer 

sektorübergreifender Handlungsbedarf.  

4. Von Dezentralität ist die Anpassung geprägt, weil sie überall dort 

erfolgen muss, wo sich der Klimawandel auswirkt und Anpassung dabei 

regelmäßig von den ortsspezifischen Auswirkungen und jeweiligen 

örtlichen Ausgangsbedingungen auszugehen hat. Sachangemessene 

Anpassungspolitik muss daher nicht nur von sektoraler, sondern auch von 

dezentraler Vielfalt geprägt sein und rechtliche Ansätze müssen den 

örtlichen Akteuren die erforderlichen Planungs- und 

Ermessensspielräume einräumen, um eine ortsangemessene 

Anpassung zu ermöglichen.  
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5. Das hohe Maß an Unsicherheit über die Art, Heftigkeit und zeitliche 

Entwicklung der Klimafolgen, gepaart mit der Langfristigkeit der 

Risikohorizonte, stellt die wohl prägendste und schwierigste der 

übergreifenden Herausforderungen der Klimaanpassung dar. Dass 

allerdings auch Risiken im Bereich bloßer Möglichkeiten 

Handlungserfordernisse begründen und Vorsorgemaßnahmen 

rechtfertigen können, ist aus dem gesamten Recht der Risikoverwaltung 

geläufig. Die Entwicklung des Risikoverwaltungsrechts lehrt auch, wie 

rechtlich rational mit den Unsicherheiten umgegangen werden kann, 

wobei vier Aspekte gerade auch für die Klimaanpassung von großer 

Bedeutung sind:  

a. eine angemessene, der Größe des Risikopotenzials entsprechende 

Ermittlung der Klimafolgen, Risiken und Anpassungsoptionen, 

die möglichst umfassend auf verfügbare Daten, Methoden und 

Sachverständige zurückgreift und auch die Ermittlung der Kosten und 

Nutzen von Handlungsoptionen einschließt,  

b. die Bewertung der Risiken und Handlungsoptionen und die 

Entwicklung von integrierten Handlungskonzepten unter Beteiligung 

aller relevanten Akteure, um zu einer problemadäquaten, 

akzeptanzfähigen Risikoentscheidung zu kommen,  

c. vorzugsweise die Wahl sog. No-Regret-Maßnahmen, die sich auch 

dann (insbesondere für die Integrität der betroffenen Schutzgüter) als 

nützlich oder jedenfalls unschädlich erweisen, wenn sich die 

zugrundeliegende Risikoprognose nicht realisiert, 

d. eine regelmäßig Überprüfung und ggf. Anpassung der 

Risikoentscheidungen an neue Erkenntnisse. 

6. Die neuartige Dynamik, die der Klimawandel in die Entwicklung der 

Umweltrahmenbedingungen bringt, ist vor allem deshalb eine besondere 

Herausforderung, weil die Schutzregime bisher regelmäßig von 

vergleichsweise statischen Referenzzuständen ausgegangen sind und 

dementsprechend statische Umweltqualitäts- und Erhaltungsziele sowie 

teilweise auch statische Schutzkonzepte zugrunde gelegt haben. 

Aufgrund der besonderen Dynamik der klimabedingten 

Umweltveränderungen müssen nunmehr ggf. die Instrumente 

angepasst werden, um die Schutzziele weiterhin wahren zu können, und 

U.u. müssen auch die Schutzziele überprüft werden, ob und inwieweit 

sie noch den veränderten Referenzbedingungen gerecht werden.  

7. Mit der Langfristigkeit der Klimafolgenentwicklung liegt eine besondere 

politische und rechtliche Herausforderung darin, dass die meisten Folgen 

des Klimawandels nicht kurzfristig eintreten, sondern sich langsam über 
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Jahrzehnte und Jahrhunderte entfalten werden. Für die Steuerung der 

Anpassungsprozesse stellt sich insofern die Frage, inwieweit auf eine 

mitlaufend-reagierende Vorgehensweise vertraut werden kann. Jedenfalls 

für längerfristige Planungs- und Zulassungsentscheidungen und 

insbesondere bei der Entwicklung langlebiger Infrastrukturen sollte 

gewährleistet werden, dass relevante langfristige Klimafolgen nach 

Möglichkeit berücksichtigt werden.   

8. In der Zusammenschau dieser besonderen Herausforderungen wird 

deutlich, dass die rechtliche Flankierung der Klimaanpassung in 

besonderem Maße auf planerische, prozesshaft angelegte 

Steuerungskonzepte zurückgreifen muss, die eine gründliche 

Risikoermittlung, eine aktive Risikokommunikation, genügende 

Gestaltungsspielräume im Hinblick auf regionale Besonderheiten und 

regelmäßige Erfolgskontrollen zur Anpassung an neue Erkenntnisse 

bieten müssen. Die Analyse der einzelnen Handlungsfelder hierzu zeigt, 

dass dahingehende Ansätze vielfach vorhanden, aber häufig noch nicht 

so ausgreift sind, dass sie den besonderen Herausforderungen des 

Klimawandels genügen können.  

III. Der verfassungsrechtliche Rahmen 

9. Der verfassungsrechtliche Rahmen für staatliche Maßnahmen der 

Klimaanpassung bezieht seine wesentlichen Konturen aus dem 

allgemeinen Umweltschutzauftrag aus Art. 20a GG, den grundrechtlichen 

Schutzpflichten, den grundrechtlichen Eingriffsschranken und auch aus 

gewissen Daseinsvorsorgegewährleistungen, die die Verfassung 

vermittelt.  

10. Die wichtigste Bedeutung des Art. 20a GG dürfte im Zusammenhang der 

Klimaanpassung darin liegen, dass er die Belange des Umweltschutzes 

und namentlich auch des Umweltschutzes für künftige Generationen mit 

Verfassungsrang versieht. Damit hebt Art. 20a GG diese 

Gemeinwohlbelange auf die Stufe einer verfassungsrechtlichen 

immanenten Grundrechtsschranke und gibt ihnen gegenüber den 

Grundrechten, die der Verwirklichung gegenwärtiger individueller 

Entfaltungsinteressen dienen, ein hohes Gewicht.  

11. Der Schutz vor widrigen Klimafolgen stellt grundsätzlich einen legitimen 

Zweck dar, der geeignet ist staatliche Grundrechtseingriffe zu 

rechtfertigen. In der Rechtfertigung räumt die Rechtsprechung dem 

Gesetzgeber grundsätzlich weite Prognose-, Typisierungs- und 

Beurteilungsspielräume ein, wobei die Staatszielbestimmung des Art. 20a 

GG deutliche Akzente auf Seiten des Schutzgutes „natürliche 

Lebensgrundlagen“ und „künftige Generationen“ setzt. Von Vernunft 



Kurzfassung 

getragenen Anpassungsmaßnahmen dürften insoweit keine 

Rechtfertigungsprobleme entgegenstehen. 

12. Mit Blick auf die grundrechtlichen Schutzpflichten ist festzustellen, 

dass bereits in allen relevanten Feldern der Anpassung Schutz- und 

Vorsorgeinstrumente in Stellung sind, die sich jedenfalls im Ansatz auch 

zur Verminderung klimabedingt erhöhter Risken einsetzen lassen. Vor 

dem Hintergrund, dass das BVerfG die Schwelle des Untermaßes, 

jenseits derer der Staat zum Handeln gezwungen ist, im Bereich des 

Umweltschutzes allgemein sehr tief ansetzt, ist gegenwärtig nicht 

abzusehen, dass diese Schwelle im Anpassungsbereich relevant werden 

könnte.  

13. Auch aus Gewährleistungs- und Teilhaberechten, die sich aus dem 

Sozialstaatsprinzip nur für elementare Daseinsvoraussetzungen ableiten 

lassen, folgt unter gegebenen Versorgungsbedingungen auf absehbare 

Zeit kein Zwang für den Staat, bestimmte Vorkehrungen etwa zur 

Sicherung eines bestimmten Wasserversorgungsniveaus zu treffen.  

IV. Hochwasserschutz 

14. Der Klimawandel wird aller Voraussicht nach in vielen Flussgebieten zu 

einer weiteren kontinuierlichen Steigerung der Anzahl und Stärke von 

Hochwasserereignissen führen und daher einen verbesserten 

Hochwasserschutz erforderlich machen. Neben den herkömmlichen 

Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes, d.h. insbesondere 

Deichbau und -erhöhung, kommt entscheidende Bedeutung dem 

vorbeugenden Hochwasserschutz zu, d.h. der Freihaltung und 

Rückgewinnung von Überschwemmungs- und Retentionsflächen, die dem 

Hochwasser Ausbreitungsmöglichkeiten bieten, und der Erhöhung des 

Wasserrückhalts in der Fläche. Grundlage aller dazu geeigneten 

Einzelmaßnahmen muss zunächst eine gründliche Ermittlung des 

gegenwärtigen und künftigen Hochwasserrisikos und eine übergreifende 

Planung sein, die die Maßnahmen des vorbeugenden und technischen 

Hochwasserschutzes unter Berücksichtigung auch aller sonstigen 

relevanten Belange aufeinander abstimmt. Das geltende Recht des 

Hochwasserschutzes wird nach seiner dynamischen Weiterentwicklung in 

den letzten Jahren den genannten Anforderungen bereits weitgehend 

gerecht, es bietet aber auch noch Ansätze zur Optimierung. 

15. Was zunächst die Ermittlung, Bewertung und Darstellung der 

Hochwasserrisiken betrifft, so legen die §§ 73 und 74 WHG n.F. in 

Umsetzung der EG-HochwRL detaillierte Anforderungen fest, die geeignet 

erscheinen, eine gründliche Risikoanalyse zu gewährleisten. 

Herausragende Bedeutung kommt dabei der neuen Pflicht zu, niedrige, 

mittlere und hohe Hochwasserrisiken in Gefahrenkarten und mögliche 



Kurzfassung 

Schäden in Risikokarten darzustellen. Nicht in wünschenswerter Klarheit 

geregelt, jedoch im Auslegungswege zu erschließen ist, dass die 

Ermittlung dieser Risikozonen durchweg (auch) prognostisch zu erfolgen 

und die klimabedingte Risikozunahme mit einzubeziehen hat. Die 

Risikokartierungen sind ferner in Abständen von sechs Jahren zu 

überprüfen. Keine gesetzliche Pflicht besteht bisher zur (nachrichtlichen) 

Übernahme und Bewertung der Risikoannahmen und Festlegungen 

interferierender Planungen, namentlich der Raumordnungs- und 

Bauleitplanung sowie der wasserrechtlichen Bewirtschaftungs- und 

Maßnahmenplanung.  

16. Die neue Hochwasser-Risikomanagementplanung soll durch 

abgestimmte Maßnahmen des Hochwasserschutzes und der 

Hochwasservorsorge unter Einbeziehung der klimabedingten 

Risikozunahme darauf gerichtet werden, die Risiken mindestens eines 

Hochwassers mit voraussichtlichem Wiederkehrintervall von 100 Jahren 

zu verringern. Auch hinsichtlich dieses Mindestschutzzieles ergibt sich 

(erst) im Auslegungswege, dass zukünftige Risikoentwicklungstrends mit 

berücksichtigt werden müssen. Geeignete Maßnahmen festzulegen und 

umzusetzen, liegt wesentlich in der Verantwortung zum einen der 

zuständigen Wasserverwaltung und zum anderen – großteils – der 

räumlichen Gesamtplanung, die entsprechende 

Nutzungsbeschränkungen festsetzen muss.  

17. Zwar verfügen nach dem geltenden Recht sowohl die 

Raumordnungsplanung als auch die städtebauliche Planung über 

geeignete Gestaltungsinstrumente. Da aber die Bereitschaft der 

regionalen und kommunalen Entscheidungsträger, 

Nutzungsbeschränkungen auszusprechen, begrenzt ist, kommt 

entscheidende Bedeutung für die effektive Hochwasservorsorge den 

gesetzlichen Nutzungsbeschränkungen für Überschwemmungsgebiete 

zu. Der Überschwemmungsgebietsschutz erstreckt sich auf zwei 

Gebietskategorien: zum einen Risikogebiete, die vom 

Bemessungshochwasser HQ100 erfasst werden, und zum anderen 

sonstige Gebiete, die zu Rückhalte- und Entlastungszwecken in Anspruch 

genommen werden. Während die Nutzungsbeschränkungen in 

Risikogebieten vor allem auf Schadensvorsorge und raschen Abfluss 

zielen, geht es in der zweiten Kategorie darum, „mehr Raum für den 

Fluss“ zu schaffen und der Hochwasserentstehung entgegenzuwirken.  

18. Eine wesentliche Wirkungsschwäche dieser Regelung liegt darin, dass sie 

nicht vorschreibt, welche Flächen zum Schutz und zur Erhaltung von 

Entlastungs- und Rückhalteflächen beansprucht werden müssen bzw. 

nach welchen Kriterien diese Flächen zu bestimmen sind. Damit verbleibt 

die zentrale Zielsetzung, „mehr Raum für den Fluss“ zu schaffen, 
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weitgehend in der Planungsverantwortung der zuständigen 

Landesministerien.  

19. Zur Verbesserung des Wasserrückhalts in der Fläche könnte durch ein 

einheitliches bundesrechtliches Versickerungsgebot, insbesondere aber 

durch die Einführung einer verbindlichen kommunalen 

Abwasserentsorgungsplanung beigetragen werden, die gesetzlich u.a. 

auf verstärkte Niederschlagsversickerung und Grauwasserverwertung 

auszurichten wäre.  

20. Sehr viel wichtiger noch als auf Siedlungsflächen ist der verbesserte 

Wasserrückhalt auf land- und forstwirtschaftlichen Nutzflächen. Die 

erheblichen Potenziale, die insoweit bei der landwirtschaftlichen Praxis 

der Bodenbewirtschaftung liegen, können allerdings auf der Basis des 

geltenden Rechts nicht effektiv realisiert werden. Landwirtschaftliche 

Entwässerungssysteme, die wesentlich zum beschleunigten Abfluss 

beitragen, sind nach geltendem Recht sogar weitgehend zulassungsfrei. 

Erforderlich sind demgegenüber mindestens spezifische Ergänzungen in 

den Cross Compliance-Regelungen und der guten fachlichen Praxis. 

Dringend erwägenswert erscheint aber (auch) eine auf die 

Außenbereichsflächen erweiterte Bodennutzungsplanung, auf deren 

Grundlage außerverbindliche standortspezifische Anforderungen zum 

verbesserten Wasserrückhalt gestellt werden können. Entsprechende 

Festsetzungsziele und -instrumente könnten in die Landschaftsplanung 

integriert werden. 

21. Mit einem solchen Landschaftsplanungsinstrument könnte auch die 

Renaturierung des kleinteiligen Gewässernetzes, das eine 

wesentliche Speicherfunktion erfüllen kann, im Zusammenhang mit 

sonstigen Maßnahmen und Erfordernissen geplant und wirksam 

vorangetrieben werden. Für entsprechende Uferrückbauten etc. sollte ein 

erleichtertes Zulassungsverfahren gelten, zumal wenn sie in einer 

spezifischen Planung vorgesehen sind. 

22. Für die Schadensvorsorge in den Risikogebieten erscheint die 

Eingrenzung der bindenden Nutzungsbeschränkungen von festgesetzten 

Überschwemmungsgebieten nach § 76 Abs. 2 Nr. 1 WHG auf HQ100 

sachgerecht, auch wenn dieses statistische Bemessungshochwasser die 

zukünftigen, ggf. zunehmenden Hochwasserpegel nicht berücksichtigt. 

Gegen einen verbindlichen gesetzlichen Klimazuschlag sprechen der 

funktionale Zusammenhang mit dem auf HQ100 beruhenden Stand des 

technischen Hochwasserschutzes und der Umstand, dass die projizierten 

Risikotrends je nach Flussgebiet sehr unterschiedlich verlaufen.  
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23. Um die Einhaltung/Umsetzung der in Überschwemmungsgebieten 

geltenden Nutzungsbeschränkungen wirksam zu gewährleisten, sollte ein 

darauf gerichtetes Verbandsklagerecht eingeführt werden. Die 

Risikomanagementpläne sollten zudem in der räumlichen Gesamtplanung 

durch engere materielle und prozedurale Verzahnung aufgewertet 

werden.  

24. Zur Bauvorsorge gegen Hochwasserschäden existieren bisher keine 

rechtlichen Anforderungen, sondern lediglich ein Leitfaden des BMVBS. 

In Anbetracht der Schadenssummen, die bei großen 

Hochwasserereignissen immer wieder auch die solidarisch eingreifenden 

öffentlichen Haushalte belasten, sollte ein bundesweiter Stand der 

Technik normiert werden.  

25. Das Auffangrisiko für die öffentlichen Haushalte könnte alternativ oder 

ergänzend zu ordnungsrechtlichen Vorsorgeauflagen auch durch eine 

Pflichtversicherung für Hochwasserschäden eingeschränkt werden.  

26. Um die Sicherung wassergefährdender Stoffe vor zunehmenden 

Hochwasserrisiken besser zu gewährleisten, sollte die disparate 

landesrechtliche Anforderungslage durch bundeseinheitliche 

Technikstandards bereinigt werden.  

27. Für die flächendeckende, koordinierte Bewirtschaftung von Speichern 

(insbesondere Talsperren) sollte aufgrund deren eminenter Bedeutung 

sowohl für den Hochwasserschutz als auch für die Trockenheitsvorsorge 

eine planerische Grundlage innerhalb der wasserrechtlichen 

Bewirtschaftungsplanung geschaffen werden.  

V. Küstenschutz 

28. Nach neuesten Projektionen muss im globalen Mittel mit einem 

Meeresspiegelanstieg von 18 bis zu 150 cm bis zum Ende dieses 

Jahrhunderts gerechnet werden. An den europäischen Küsten wird der 

Anstieg wahrscheinlich oberhalb des globalen Mittels liegen. Damit einher 

gehen zunehmende Überflutungs-, Erosions-, Versalzungs- und 

Vernässungsgefahren an Küstengebieten und insbesondere in 

Flussmündungsgebieten, wo landseitige Hochwasserereignisse 

verstärkend hinzutreten können.  

29. Für Deutschlands Küstenregionen fehlt es noch an differenzierten, 

insbesondere an aktuellen Szenarien. Gerade in der jüngeren 

Vergangenheit mehren sich aber die Indizien dafür, dass der regionale 

Meeresspiegelanstieg sehr viel höher als noch bis vor kurzem erwartet 

ausfallen könnte. Mehr und mehr müssen daher neben der bisher allein 

verfolgten Ertüchtigung des technisch-linienhaften Küstenschutzes auch 
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Optionen des geordneten Rückzuges aus technisch-ökonomisch nicht 

mehr sinnvoll zu schützenden Gebieten erwogen werden.  

30. Die Ermittlung der Anpassungserfordernisse und -optionen hat sich durch 

die Pflicht, Gefahren- und Risikokarten sowie 

Risikomanagementpläne auch für die Küstengebiete zu erstellen, 

erheblich verbessert. Abzuwarten bleibt, ob diese Ermittlungspflichten 

auch gewissenhaft befolgt werden oder gesetzlich Flankierungen zur 

besseren Durchsetzung erforderlich werden. Im Übrigen liegt für den 

Küstenschutz eine Verbesserungsoption darin, dass das primär auf den 

landseitigen Hochwasserschutz ausgerichtete Risikoermittlungsprogramm 

bisher nicht gewährleistet, dass auch langfristige Rückzugserfordernisse 

und Optionen eines flächenhaften Küstenschutzes frühzeitig ermittelt und 

auch hinsichtlich Kosten und Nutzen bewertet werden.  

31. Wie für den landseitigen Hochwasserschutz gilt auch für den 

Küstenschutz, dass das gesetzliche Planungsinstrumentarium des 

Hochwasserrechts, des Raumordnungs- und des Bauplanungsrechts 

weitestgehend geeignete Formen, Verfahren und insbesondere 

Festsetzungsmöglichkeiten zur zulässigen Raumnutzung normiert, 

die auch eine gezielte Flächenfreihaltung zu Zwecken des technisch-

linienhaften sowie flächenhaften Küstenschutzes ermöglichen.  

32. Für die an den Meeresspiegelanstieg angepasste Deichbemessung 

wäre eine bundeseinheitliche, anspruchsvolle Mindestzielvorgabe zum 

Vorsorgeniveau hilfreich, um ein Mindestschutzniveau für die Bürger und 

Anschlussfähigkeit zwischen den Ländern zu sichern und rechtzeitige 

Kostensignale für den flächenbezogenen Hochwasserschutz zu setzen.  

33. Zur Unterstützung rechtzeitiger raumplanerischer Weichenstellungen für 

einen kosteneffizienten flexiblen Küstenschutz sollte dieser mit besseren 

Fördermöglichkeiten, namentlich im GAK-Gesetz versehen werden. Des 

Weiteren bestünde die Möglichkeit, in Anlehnung an den 

Überschwemmungsgebietsschutz solche Flächen, die unterhalb eines 

bestimmten zukünftigen Meeresspiegels liegen, von Gesetzes wegen als 

Vorrangflächen für den Küstenschutz zu sichern und darin Nutzungen 

langfristiger Art grundsätzlich zu beschränken.  

34. Eine weitere Möglichkeit, die sich im flächenhaften Küstenschutz 

stellenden Konflikte kooperativ und im Vorfeld rechtlicher Festlegungen 

zu lösen, bietet das Integrierte Küstenzonenmanagement (IKZM). Es 

erscheint daher empfehlenswert, das IKZM für den flächenhaften 

Küstenschutz fruchtbar zu machen, insbesondere über den Hebel der 

europäischen und nationalen Programme der Strukturförderung, aber 

auch durch Konsultationspflichten im gesetzlichen 
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Fachplanungsprogramm. Das IKZM kann allerdings die formale 

Steuerung stets nur unterstützen und nicht ersetzen. 

VI. Gewässerschutz 

35. Der Klimawandel wird sich zunehmend auf die Gewässerqualität 

auswirken. Erwärmung, verringerter Sauerstoffgehalt, verstärkte 

Eutrophierung, extreme Niedrigwasserperioden mit höheren 

Schadstoffkonzentrationen sind einige der gravierendsten Auswirkungen, 

die zu immer höherem Stress für die Wassertiere und -pflanzen führen 

werden. Verbreitete Folge wird sein, dass sich die Belastbarkeit der 

Gewässer gegenüber anthropogenen Einflüssen erheblich vermindern 

wird und dass sich auch bei unbelasteten Gewässern der physikalische, 

chemische und biologische Gewässerzustand wandeln wird. Als 

„sekundäre“ Klimafolgen werden zudem örtliche Eingriffe in die Gewässer 

hinzukommen, die zum Zwecke der Anpassung oder der 

Treibhausgaseinsparung vorgenommen werden, wie z.B. Maßnahmen 

zur Verbesserung des Hochwasserschutzes, zur Erhaltung der 

Schiffbarkeit der Gewässer oder zur Wasserkraftnutzung.  

36. Darüber, wie all diese möglichen klimabedingten Veränderungen jeweils 

konkret für die einzelnen Gewässer ausfallen werden, bestehen 

überwiegend noch erhebliche Unsicherheiten. Zum vordringlichen 

Handlungsbedarf zählt daher die weitere Verbesserung der 

Wissensgrundlagen. Es müssen weitere Anstrengungen unternommen 

werden, um die konkreten Klimafolgen für die Gewässer, insbesondere 

die negativen Auswirkungen auf den Gewässerzustand, die 

Veränderungen in der Belastungstoleranz und die Möglichkeiten zur 

Stärkung von Widerstandskraft und Anpassungsfähigkeit zu ermitteln.  

37. Trotz der erheblichen Unsicherheiten kann als nahezu gewiss gelten, 

dass eine weitere Reduktion der gravierendsten 

Gewässerbelastungen erforderlich sein wird, um die Anpassungs- und 

Widerstandsfähigkeit der Gewässer zu stärken. Dies gilt vor allem für 

bauliche Eingriffe und Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft. 

Maßnahmen zur weiteren Verminderung dieser Belastungen tragen in 

jedem Fall wesentlich zur Verbesserung der Gewässerqualität bei und 

sind insofern auch unabhängig von klimatischen Einflüssen erforderlich, 

um die allgemeinen Qualitätsziele der WRRL und die daraus abgeleiteten 

konkreten Zustandsziele für jeden Gewässerkörper einzuhalten.  

38. Das qualitätsorientierte Bewirtschaftungssystem der 

Wasserrahmenrichtlinie und das diesbezügliche nationale 

Umsetzungsrecht bilden heute den zentralen Ordnungsrahmen für den 

Gewässerschutz. Mit Inkrafttreten des WHG n.F. wird zukünftig für die 

gesamte Gewässerbewirtschaftung gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 5 WHG n.F. der 



Kurzfassung 

Grundsatz gelten, dass „möglichen Folgen des Klimawandels 

vorzubeugen“ ist. Dieser neue Grundsatz setzt ein wichtiges Signal für die 

zukünftige Ausrichtung der Gewässerbewirtschaftung. Gleichwohl wird es 

entscheidend von der konkreten Ausgestaltung des 

Bewirtschaftungsinstrumentariums abhängen, ob die drei zentralen 

Handlungserfordernisse effektiv erfüllt werden können. 

39. Was zunächst die Ermittlung und Bewertung der konkreten 

Klimafolgen betrifft, so ergibt sich zwar aus dem Qualitätsbezug des 

Bewirtschaftungsrechts und neuerdings auch aus dem Grundsatz der 

Klimafolgenvorsorge, dass entsprechende Ermittlungen dem Grunde 

nach erforderlich sind. Um aber zu gewährleisten, dass diese 

Ermittlungen auch auf einem einheitlichen, anspruchsvollen Niveau 

durchgeführt, aktuelle Erkenntnisse dabei verarbeitet und 

flussgebietsübergreifende Kooperationsmöglichkeiten genutzt werden, 

sollten sehr viel konkretere gesetzliche Anforderungen dazu gestellt 

werden als bisher. Namentlich könnte dies dadurch erfolgen, dass der 

Bewirtschaftungsplanung das Modul einer Klimafolgenprüfung 

hinzugefügt wird und dazu inhaltliche, formale und verfahrensmäßige 

Mindeststandards normiert werden.  

40. Konkretere Anforderungen an die Ermittlungen haben die EU 

Wasserdirektoren inzwischen in einem umfänglichen Leitfaden zur 

Gemeinsamen Implementationsstrategie zur Wasserrahmenrichtlinie 

niedergelegt. Ein unverbindlicher Leitfaden dürfte jedoch nicht genügen, 

um hinreichend zu gewährleisten, dass dem erforderlichen ergänzenden 

Ermittlungsaufwand flächendeckend Rechnung getragen wird. Ein 

Minimum an formalen, gesetzlichen Anforderungen erscheint jedenfalls in 

der nationalen Umsetzungsgesetzgebung erforderlich, um 

sicherzustellen, dass hierfür auf der Vollzugsebene ausreichende 

personelle und finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden.  

41. Was sodann die Anpassung der konkreten Belastungssituationen an die 

verringerte Resilienz der Gewässer betrifft, so erscheint durch den 

qualitätsbezogenen Ansatz grundsätzlich gewährleistet, dass 

zusätzliche Maßnahmen zur Verminderung der Belastung getroffen 

werden, wenn sich erweist, dass dies zur Einhaltung der Qualitätsziele 

erforderlich ist. Die zyklische Ausgestaltung der im Sechs-Jahres-

Rhythmus zu überprüfenden und fortzuschreibenden Bewirtschaftungs- 

und Maßnahmenplanung gewährleist zudem, dass entsprechende 

Anpassungserfordernisse mittelfristig überprüft und ggf. zusätzliche 

Maßnahmen getroffen werden. Nicht gewährleistet ist neben dieser 

„mitlaufenden“ Anpassung allerdings eine längerfristige Orientierung, wie 

sie mit Blick auf langfristige Investitionen und Infrastrukturen aber 
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angestrebt werden sollte. Auch insofern wäre ein formales 

Planungsmodul der Klimafolgenprüfung von Vorteil.  

42. Im Übrigen hängt die Tauglichkeit des Bewirtschaftungssystems zur 

Klimaanpassung maßgeblich davon ab, dass effektive 

Umsetzungsinstrumente zur Verfügung stehen und dass deren Einsatz 

auch hinreichend gesichert wird. Das zentrale wasserrechtliche 

Gestattungsregime erscheint insoweit grundsätzlich anpassungstauglich, 

da es durch seine Anknüpfung an die Bewirtschaftungsziele und das 

Bewirtschaftungsermessen und aufgrund des geringen Bestandsschutzes 

eine flexible Anpassung an neue Erkenntnisse und Vorsorgeerfordernisse 

problemlos ermöglicht. Zwei zentrale Herausforderungen, die sich bei der 

Anpassung des Belastungsniveaus stellen, lassen sich allerdings mit dem 

geltenden Gestattungsregime a priori nicht bewältigen. 

43. Zum einen greift das geltende Bewirtschaftungsinstrumentarium nicht 

gegenüber dem mit Abstand gravierendsten Verursacher anthropogener 

Gewässerbelastungen ein, der Landwirtschaft und ihrer für die hohe 

Nährstoffbelastung verantwortlichen Düngepraxis. Dieser gegenüber 

werden jedoch unter den Bedingungen des Klimawandels erheblich 

verschärfte Maßnahmen erforderlich werden. Um weitere Reduktionen 

der Nährstoffemissionen zu erreichen, müssten insbesondere verschärfte 

Anforderungen im Rahmen der Cross Compliance und der guten 

fachlichen Praxis gestellt werden. Entscheidende Beiträge wären auch 

von der Einführung einer Zulassungspflicht für die landwirtschaftliche 

Flächennutzung zu erwarten, in deren Rahmen für eine präventive 

Beratung der Landwirte, für die konkrete Ermittlung und Durchsetzung 

erforderlicher Reduktionsmaßnahmen und für eine entsprechend gezielte 

Anwendung der Förderinstrumente gesorgt werden könnte.  

44. Zum anderen ist das Bewirtschaftungsinstrumentarium nicht geeignet, für 

solche Nutzungen, denen aufgrund der Klimaveränderungen nur noch an 

wenigen Standorten hinreichende Belastungskapazitäten zur Verfügung 

stehen, eine optimierende Standortbewirtschaftung zu leisten. Auch 

um einen ökologisch schädlichen Standortwettbewerb zu vermeiden, 

sollten derart prekäre Nutzungen durch ein überregionales 

Bewirtschaftungsinstrument auf die geeignetsten Standorte verwiesen 

werden. Schon heute erscheint eine solche Bewirtschaftung für 

Kraftwerke und Industrieanlagen mit hohem Kühlwasserbedarf 

erforderlich, da die Wärmelast und mengenmäßige Beanspruchung der 

Flüsse an vielen Abschnitten bereits die Belastbarkeitsgrenzen erreicht 

oder auch überschreitet. Gesetzlich müsste die Standortoptimierung 

durch ein Planungsinstrumentarium angestrebt werden, das zum einen 

die adäquate Ermittlung der fachlichen Grundlagen gewährleistet – im 

Falle der Kühlwasserversorgung zählt dazu eine fortschrittliche Mengen- 
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und Wärmelastplanung – und zum anderen die raumplanerische 

bindende Ausweisung von geeigneten Standorten ermöglicht.  

45. Wasserrechtliche Bewirtschaftung und räumliche Gesamtplanung 

müssen auch sonst eng miteinander verzahnt werden, damit die 

Planungen interaktiv kommunizieren sowie die Erfordernisse der 

Raumordnung und die einer klimafolgenverträglichen Gewässernutzung 

frühzeitig miteinander konfrontiert und in kohärenten 

Raumnutzungskonzepten zur Geltung gebracht werden können. Das 

geltende Recht verlangt zwar materiell eine solche wechselseitige 

Berücksichtigung und ggf. auch Beachtung. Es fehlt aber noch an 

wirksamen und effizienten Verfahren und Formen, um zu gewährleisten, 

dass dieser Koordinierungsauftrag in der Praxis auch mit Leben gefüllt 

wird.  

46. Wenngleich mit all den geschilderten Mitteln und 

Ertüchtigungsmöglichkeiten stets vorrangig eine Anpassung durch 

Entlastung angestrebt werden sollte, wird man – auf längere Sicht – nicht 

umhin kommen, auch die Referenzbedingungen des Gewässerschutzes 

auf (klimabedingte) Veränderungen zu überprüfen und ggf. auch die 

davon abgeleiteten Konkretisierungen der abstrakten Zustandsziele 

anzupassen. Aufgrund der belastungsunabhängigen Veränderungen, die 

sich durch die veränderten klimatischen Rahmenbedingungen einstellen 

werden, wird langfristig nicht immer an den Zielsetzungen bzw. 

Zielkonkretisierungen festgehalten werden können, die auf Basis heutiger 

Referenzbedingungen zum „sehr guten Zustand“ und zum davon 

abgeleiteten Bewirtschaftungsziel des „guten Zustands“ in den 

Bewirtschaftungsplänen des gegenwärtigen ersten 

Bewirtschaftungszyklus festgelegt werden.  

47. Eine nachlaufende Anpassung der Referenzbedingungen und 

Zielkonkretisierungen ist grundsätzlich bereits nach dem geltenden 

Recht möglich, und zwar im Rahmen der zyklischen Revision von 

Bestandsaufnahme und Bewirtschaftungsplan. Mit Blick auf den 

Klimawandel und die besonderen Unsicherheiten der 

Ursachenzurechnung besteht dabei allerdings ein erhöhtes Risiko, dass 

nachteilige Entwicklungen im Gewässerzustand, die gar nicht eindeutig 

auf dauerhafte Klimaveränderungen zurückzuführen sind, gleichwohl 

voreilig als solche eingeordnet und – u.U. auch aus wirtschaftlichen 

Motiven – durch eine „Herabsetzung“ von Referenz- und Zielzuständen 

sanktioniert werden. Insofern ist zunächst zu betonen, dass nach 

heutigem Stand der Beobachtungen und Klimaprojektionen grundsätzlich 

nicht damit zu rechnen ist, dass es innerhalb der äußersten 

Umsetzungsfrist der Wasserrahmenrichtlinie bis 2027 bereits zu 

hinreichend signifikanten dauerhaften, nachweisbar auf den 
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Klimawandel zurückführbaren Veränderungen in den 

Referenzbedingungen kommen wird.  

48. Um aber auch für mögliche Ausnahmefälle und für den Zeitraum nach 

2027 sicherzustellen, dass weder die Anpassung der Referenzzustände 

noch die u.U. einschlägigen Ausnahmeregelungen zum Einfallstor für 

Standardabbau werden können, sollten frühzeitig anspruchsvolle 

materielle und verfahrensmäßige Anforderungen an den Nachweis 

normiert werden, dass die betreffenden Zustandsveränderungen auf 

dauerhafte Folgen des Klimawandels zurückzuführen und nicht durch 

(sonstige) anthropogene Einwirkungen ausgelöst worden sind.  

49. Zudem sollte die Bewirtschaftungsplanung dazu verpflichtet werden, in 

einem Modul der Klimafolgenverträglichkeitsabschätzung auch die 

langfristige Entwicklung der Referenzbedingungen und entsprechende 

langfristige Perspektiven für die Gewässernutzung zu eruieren, um ggf. 

Fehlentwicklungen vorzubeugen und No-Regret-Optionen für den 

möglichen Fall erkennen zu können, dass an heutigen Zustandszielen in 

fernerer Zukunft nicht wird festgehalten werden können.  

VII. Wasserknappheitsvorsorge 

50. Durch den Klimawandel wird sich die Niederschlagsverteilung wesentlich 

auf die Wintermonate verschieben. In den Sommermonaten kann es 

daher zunehmend zu Dürreperioden und Wasserknappheitsproblemen 

kommen. Dies gilt durchaus auch für den sonst wasserreichen 

mitteleuropäischen Raum. Betroffen sind vor allem solche Regionen, die 

bereits heute von einem eher trockenen Sommerklima geprägt sind; in 

Deutschland namentlich der Südwesten sowie zentrale Lagen 

Ostdeutschlands.  

51. Als Folge von Trockenheitsperioden und niedrigen 

Gewässerpegelständen können sich insbesondere land- und 

forstwirtschaftliche Ertragseinbußen, Degradation der Böden, Engpässe 

bei der öffentlichen Wasserversorgung und der Kühlwasserversorgung 

sowie Beschränkungen in der Binnenschifffahrt einstellen. Über die 

konkreten örtlichen Trockenheitsrisiken, deren zukünftige Verschärfung 

und die konkreten Folgewirkungen besteht indes noch erhebliche 

Unsicherheit. 

52. Wie in allen anderen Bereichen der Anpassung besteht daher der 

wesentliche Handlungsbedarf zu allererst darin, die regionalen Risiken, 

Verwundbarkeiten und Anpassungsoptionen genauer zu ermitteln und 

transparent darzustellen. Je nach örtlicher Risikosituation sind sodann 

geeignete und angemessene Maßnahmen zur Knappheitsvorsorge zu 

ergreifen. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen zur flächenhaften 

Wasserrückhaltung und Bevorratung, die direkte Beschränkung 
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verbrauchsintensiver Nutzungen sowie vorsorgende Maßnahmen zu 

Senkung des Wasserverbrauchs und zur Sicherung der öffentlichen 

Wasserversorgung.  

53. Im Rahmen einer effizienten Knappheitsvorsorge wird es ferner 

erforderlich sein, die Einzelmaßnahmen gezielt miteinander und mit den 

davon betroffenen Raumplanungen zu koordinieren. Erforderlich ist 

namentlich eine integrierte Mengenbewirtschaftung mit dem Ziel, 

Wasserangebot und Wassernachfrage zu einem nachhaltigen, den 

klimatischen Rahmenbedingungen Rechnung tragenden Ausgleich zu 

bringen. 

54. Auch die mengenmäßige Wasserbewirtschaftung findet ihre rechtlichen 

Ansatzpunkte vornehmlich im wasserrechtlichen Bewirtschaftungsregime 

von Wasserrahmenrichtlinie und Wasserhaushaltsgesetz. Als 

grundlegend problematisch erweist sich allerdings, dass dieses 

Bewirtschaftungssystem unter maßgeblichem Einfluss des europäischen 

Rechts einseitig auf den qualitativen Gewässerschutz ausgerichtet 

worden ist. Infolgedessen fehlt es an einem geeigneten Planungsrahmen 

für die dringlicher werdende Mengenbewirtschaftung. 

55. Mit dem geringen Stellenwert der Mengenvorsorge im rechtlichen 

Bewirtschaftungsregime geht einher, dass darin auch keine dezidierten 

Pflichten und Anforderungen zur Ermittlung und zur Berücksichtigung 

von Knappheitsrisiken enthalten sind. Erst recht werden keine konkreten 

Anforderungen zu einer diesbezüglichen Maßnahmeplanung normiert.  

56. Um zu gewährleisten, dass im Rahmen der wasserwirtschaftlichen 

Planung die Knappheitsrisiken zukünftig gründlich ermittelt werden und 

eine integrierte Mengenbewirtschaftung stattfindet, wäre es nützlich, die 

Knappheitsvorsorge neben dem qualitativen Gewässerschutz klarer als 

gleichrangiges Bewirtschaftungsziel zu benennen und die Regeln zur 

Bewirtschaftungsplanung um ein Modul der 

Mengenbewirtschaftungsplanung zu ergänzen mit konkreten 

Anforderungen sowohl zur Risikoermittlung als auch Maßnahmeplanung. 

Im Hinblick darauf, dass die Wasserversorgungsstrukturen mitunter sehr 

langfristige Investitionen erfordern, sollte zudem verlangt werden, dass 

diese Planung auch eine langfristige Entwicklungsperspektive entwickelt.  

57. Inwieweit es einer solchen integrierten Mengenbewirtschaftungsplanung 

gelingen kann, die Knappheitsprobleme/-risiken erfolgreich zu bewältigen, 

hängt sodann maßgeblich davon ab, ob auch wirksame 

Umsetzungsinstrumente zur Verfügung stehen, um die o.g. 

Vorsorgemaßnahmen und Nutzungsbeschränkungen bedarfsgemäß zum 

Einsatz zu bringen. 

58. Was die ggf. erforderliche Einschränkung direkter Wasserentnahmen 

betrifft, so steht mit dem Gestattungsregime ein grundsätzlich 
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geeignetes, sehr flexibles Ordnungsinstrumentarium zur Verfügung. Hier 

gilt für das Mengenmanagement nichts anderes als für den qualitativen 

Gewässerschutz, wobei allerdings das Ausgleichsverfahren nach § 22 

WHG noch interessante Ansätze für einen flexiblen Handel von 

Nutzungsrechten bietet.  

59. Wie für den qualitativen Gewässerschutz gilt aber auch für die 

Mengenbewirtschaftung, dass das Gestattungsregime keine effektive 

Möglichkeit einer Standortoptimierung eröffnet. Auch unter dem 

Gesichtspunkt der Mengenbewirtschaftung kann aber eine solche 

Standortoptimierung erforderlich werden. Dies gilt wiederum 

insbesondere für die Kühlwasserversorgung, aber auch für 

Wasserkraftwerke. Auch unter dem Gesichtspunkt der 

Mengenbewirtschaftung erscheint daher ein entsprechendes 

Raumplanungsinstrument wünschenswert.  

60. Um den Wasserrückhalt in der Fläche zu stärken, sind grundsätzlich die 

gleichen Maßnahmen und Rechtsinstrumente notwendig, wie dies mit 

Blick auf den Hochwasserschutz der Fall ist, der gleichermaßen vom 

Wasserrückhalt profitiert. Erforderlich ist vor allem, die abflussfördernden 

Praktiken der landwirtschaftlichen Flächenbewirtschaftung und 

insbesondere deren Entwässerungspraxis standortgerecht 

einzuschränken. Sehr hilfreich wäre insofern ein 

Raumplanungsinstrument, auf dessen Grundlage standortspezifische 

Anforderungen an die landwirtschaftliche Praxis entwickelt, festgesetzt 

und vollzogen werden können. Ein solches Instrument könnte ggf. auch 

eine Grundlage dafür bieten, die landwirtschaftlichen 

Bewässerungspraktiken den Knappheitssituationen anzupassen. 

61. Außerdem könnte eine solche „Außenbereichsbeplanung“ auch dazu 

dienen, in Kooperation mit der wasserwirtschaftlichen Planung das 

kleinteilige Gewässernetz zu renaturieren, sodass es seine natürlichen 

Speicherungspotenziale wieder entfalten kann.  

62. Die Realisierung von Einsparungspotenzialen im 

Industrieanlagenbereich könnte durch Ergänzung der 

immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten um ein 

Wassereinsparungsgebot gefördert werden, das hier neben dem 

Abfallvermeidungs- und -verwertungs- sowie dem Energieeffizienzgebot 

einen berechtigten Platz finden würde. Weitere Einsparungsimpulse 

können durch eine stärkere Ausrichtung der Zertifizierungssysteme auf 

diesen Aspekt vermittelt werden. 

63. Im Produktbereich können Einsparungspotenziale durch 

Kennzeichnungspflichten und Effizienzstandards, namentlich im Rahmen 

einer entsprechend erweiterten Öko-Design-Regulierung realisiert 

werden, wie sie die EU-Kommission bereits angekündigt hat.  
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64. Erhebliche Einspar- und auch Rückhaltepotenziale könnten schließlich im 

Bereich der kommunalen Abwasserwirtschaft aktiviert werden, wenn 

durch eine fortschrittliche Abwasserwirtschaftsplanung die Versickerung 

von Niederschlagswasser und die dezentrale Verwertung von 

Grauwasser systematisch vorangetrieben würden. Auch dies kann durch 

gesetzliche Planungspflichten und -ziele veranlasst werden. 

VIII. Bodenschutz 

65. Veränderungen der Temperaturen, Niederschläge sowie Stärke und 

Häufigkeit von Extremereignissen lassen den Boden nicht unberührt. In 

der Wissenschaft wird überwiegend angenommen, dass sich 

insbesondere die gegenwärtigen Bodenschutzprobleme verstärken 

werden. Hierzu gehören die Bodenerosion, der Verlust an Humus, eine 

höhere Verdichtungsanfälligkeit, Veränderungen des 

Bodenwasserhaushaltes, eine Mobilisierung von im Boden gespeicherten 

Nähr- und Schadstoffen wie auch Veränderungen der Bodenbiozönose. 

Anpassung an den Klimawandel bedeutet deshalb gegenwärtig vor allem, 

aktuelle Bodenprobleme aktiv anzugehen, um die Vulnerabilität zu 

verringern und die Robustheit gegenüber klimatischen Veränderungen zu 

erhöhen. 

66. Vorwiegender Handlungsbedarf besteht bei land- und 

forstwirtschaftlichen Flächen, die in Deutschland rund 85 Prozent der 

Landfläche einnehmen. Bodenrisiken wie Bodenerosion, Humusverlust, 

Schad- und Nährstoffverluste kommen hauptsächlich auf Ackerflächen 

vor, während die Verdichtung auch bei Dauergrünland und im Forst 

problematisch sein kann. Die Entwässerung und Verringerung der 

Infiltration großer Teile der land- und forstwirtschaftlichen Flächen erhöht 

nicht nur die Hochwassergefahr sowie die diffusen Stoffeinträge in 

Gewässer, sondern kann bei zunehmenden Trockenheiten im Sommer 

auch zu einer Beeinträchtigung des Bodenwasserhaushalts und des 

Wasserdargebots führen. 

67. Aufgrund der seit dem 20. Jahrhundert stark veränderten 

Wirtschaftsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft hat sich das 

Eigeninteresse der Bewirtschafter am Bodenschutz stark verringert. 

Die Anforderungen einer nachhaltigen Bodenbewirtschaftung werden 

oftmals unterschritten. In Anbetracht der gesellschaftlichen Bedeutung 

von Böden für die Bereitstellung von lebenswichtigen 

Ökosystemleistungen, wie z.B. der Speicherung von Kohlenstoff oder den 

Rückhalt und die Filterung von Wasser, kann der Bodenschutz nicht allein 

den Bewirtschaftern überlassen werden. Dem Recht der land- und 

forstwirtschaftlichen Bodennutzung kommt daher bei der Anpassung an 

den Klimawandel eine ganz entscheidende Bedeutung zu. 
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68. Zur Anpassung des Bodenschutzes an den Klimawandel sind bei land- 

und forstwirtschaftlichen Flächen folgende No-Regret-Maßnahmen 

besonders geeignet: konservierende Bodenbearbeitung mit Mulchsaat, 

Zwischenfruchtanbau, ökologischer Landbau, Umwandlung von 

Ackerland in mehrjährige Kulturen auf besonders gefährdeten Flächen 

sowie die Verringerung der Entwässerung land- und forstwirtschaftlicher 

Flächen. Diese Maßnahmen dienen nicht nur der Anpassung an den 

Klimawandel, sondern auch dem Klimaschutz. Sie verringern das 

Hochwasserrisiko und die Belastung der oberirdischen Gewässer mit 

Nähr- und Schadstoffen. Sie verbessern das Wasserdargebot und die 

Grundwasserneubildung und erhöhen die Biodiversität auf den 

bewirtschafteten Flächen. 

69. Die Anpassung des Bodenschutzes an den Klimawandel im Recht 

beschränkt sich nicht auf das Bodenschutzrecht, bestehend aus 

BBodSchG, BBodSchV und Landesgesetzen, sondern betrifft 

insbesondere auch das landwirtschaftliche Fachrecht mit den Cross 

Compliance-Anforderungen bei Direktzahlungen und dem 

Flurbereinigungsgesetz, das Wald- und Forstrecht und das 

Naturschutzrecht. Anpassung an den Klimawandel ist bei den 

genannten Rechtsgebieten derzeit kein explizites Ziel oder Aufgabe. 

Umweltqualitätsziele, wie der „gute landwirtschaftliche und ökologische 

Zustand“ gemäß der EU-Verordnung 73/2009, werden aus Gründen des 

Klimaschutzes und der Klimaanpassung beim Bodenschutz zukünftig 

eine stärkere Rolle spielen. 

70. Die Ermittlung und Berücksichtigung klimatischer Risiken und 

Veränderungen erfolgt gegenwärtig ohne ausdrückliche Hervorhebung 

im Rahmen der allgemeinen Gefahrenabwehr und Vorsorge. Sowohl das 

Bodenschutzrecht als auch das Naturschutzrecht verpflichten die 

Behörden Umweltbeobachtungen vorzunehmen, die auch klimatische 

Veränderungen von Bodenrisiken mit umfassen. Verbesserungswürdig 

sind die Beobachtungs- und Untersuchungspflichten durch die 

Bodenbewirtschafter, die bundesweite Standardisierung, Koordination 

und Abstimmung der verschiedenen behördlichen 

Beobachtungsprogramme sowie die normative Berücksichtigung der 

gewonnenen Erkenntnisse. So fehlen insbesondere bei den Grundsätzen 

der guten fachlichen Praxis und der Flurbereinigung rechtliche Verfahren 

zur Anpassung an neue Erkenntnisse. 

71. Die Bedeutung planerischer Instrumente beim qualitativen Bodenschutz 

ist derzeit bei land- und forstwirtschaftlichen Flächen gering. Sie wird aber 

im Hinblick auf die Klimaanpassung erheblich zunehmen, da der 

Bodenschutz einen hohen Bezug zu den standörtlichen 

Umweltverhältnissen sowie Flächennutzungen aufweist und eng mit den 
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anderen Umweltmedien und gesellschaftlich wichtigen 

Ökosystemleistungen verknüpft ist. Gegenwärtig enthalten die 

verschiedenen Planungsinstrumente nur in geringem Umfange Vorgaben 

an die Art und Weise der land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung. 

Im Interesse des Bodenschutzes sowie des Klima-, Natur- und 

Gewässerschutzes aber auch im Eigeninteresse der Land- und Forstwirte 

sollte die planerische Entwicklung und Festsetzung von 

standortbezogenen Bewirtschaftungsanforderungen ausgebaut werden. 

Rechtlich sind für die Anpassung an den Klimawandel vor allem die 

außenverbindlichen Bodenschutzgebiete, Schutzwaldgebiete und 

Flurbereinigungspläne sowie die nicht außenverbindlichen 

Landschaftspläne und die forstlichen Rahmenpläne von Bedeutung. 

Weniger geeignet sind in ihrer gegenwärtigen Ausgestaltung die 

großskalige Raumordnung und die Bauleitplanung. Lediglich ein 

ökonomisches Instrument zur projektbezogenen Förderung sind die 

„Integrierten ländlichen Entwicklungskonzepte“ im Agrarbereich. 

72. Für den Schutz und die Anpassung besonders gefährdeter Böden an den 

Klimawandel empfiehlt es sich insbesondere, dass Instrument 

„Bodenschutzgebiet“ im BBodSchG klar hinsichtlich seiner Funktion und 

Befugnisse zu regeln und um die Kategorie „besonders gefährdete 

Böden“ zu erweitern. Die Landschaftspläne und die forstlichen 

Rahmenpläne sind geeignet, besonders gefährdete Flächen 

auszuweisen und diesbezügliche Bewirtschaftungskonzepte und -

anforderungen zu empfehlen. Um außerhalb von Schutzgebieten eine 

effektive Klimaanpassung zu erzielen, bedarf es aber einer 

planungsrechtlichen Möglichkeit, die Art und Weise der Bodennutzung 

standortbezogen zu steuern (insbesondere bei der Land- und 

Forstwirtschaft). Dies könnte entweder durch eine Erweiterung der 

Landschaftsplanung zu einer ökologischen Gesamtplanung mit 

verbindlichen Festsetzungsmöglichkeiten in Teilbereichen erfolgen oder 

durch eine Erweiterung der Bauleitplanung zu einer allgemeinen 

Bodennutzungsplanung, welche auch verbindliche Festsetzungen 

hinsichtlich der Art und Weise nichtbaulicher Nutzungen gestattet. 

73. Die bestehenden ordnungsrechtlichen Anforderungen zum Schutz des 

Bodens im nationalen Recht müssen hinsichtlich der land- und 

forstwirtschaftlichen Bodennutzung als defizitär bezeichnet werden. Für 

die Anpassung an den Klimawandel bedarf es einer rechtlichen 

Verbesserung der materiellen und formellen Anforderungen. Dies betrifft 

sowohl ihre inhaltliche Ausgestaltung und Konkretisierung als auch ihre 

rechtliche Durchsetzungskraft. 

74. Materielle Anforderungen an die ordnungsgemäße land- und 

forstwirtschaftliche Bodennutzung enthalten in Deutschland die Cross 
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Compliance-Anforderungen im Rahmen der europäischen 

Direktzahlungen für Landwirte sowie die Grundsätze der guten 

fachlichen Praxis im nationalen Umwelt- und Fachrecht, wobei letztere 

auf mehrere Gesetze aufgeteilt sind und überwiegend nur appellative 

Wirkungen entfalten. Im Hinblick auf die Klimaanpassung könnte mit einer 

verbesserten und einheitlichen Regelung der materiellen Anforderungen 

an die ordnungsgemäße Bewirtschaftung erheblich wirksamer und 

gezielter gesteuert werden. Um die Robustheit von Böden in Zeiten des 

Klimawandels zu verbessern, sollten die Anforderungen an die 

Bodennutzung über das Regelungs- und Konkretisierungsniveau der 

Cross Compliance hinaus angehoben werden und insbesondere folgende 

materielle Anforderungen enthalten:  

  Kategorisierung von Gefährdungsklassen mit Vorsorge- und 

Gefahrenwerten, 

 differenzierte Anforderungen an die Vorsorge bzw. Gefahrenabwehr 

für die einzelnen Gefährdungsklassen und für ausgewiesene, 

besonders gefährdete Flächen,  

  regelmäßige Begutachtung der Flächen durch den Land- und Forstwirt 

im Hinblick auf Erosion, Humusgehalt, Nähr- und Schadstoffgehalt 

und Verdichtung, 

  Aufnahme der materiellen Pflichten in den Katalog der 

Ordnungswidrigkeiten sowie behördliche Anordnungsbefugnisse zu 

ihrer Durchsetzung. 

75. Die materiellen Anforderungen bedürfen neben ihrer Konkretisierung für 

die effektive Durchsetzung in der Praxis formeller Flankierungen, die es 

den Behörden erlauben, die Zulassung der Bewirtschaftung von der 

Einhaltung der materiellen Vorgaben abhängig zu machen und/oder den 

Vollzug der materiellen Anforderungen durch Beratung zu verbessern. 

Gegenwärtig sieht nur das Forstwirtschaftsrecht für bestimmte 

Bewirtschaftungsmaßnahmen Genehmigungserfordernisse vor. Die 

landwirtschaftliche Bodennutzung ist hingegen weitgehend 

genehmigungsfrei. Dementsprechend besteht insbesondere bei der 

Landwirtschaft ein Vollzugsdefizit sowohl im Umweltrecht allgemein als 

auch speziell im Bodenschutz. Die Vollzugsdefizite erhöhen die 

Vulnerabilität von Böden gegenüber dem Klimawandel. Zu ihrer 

Verringerung empfehlen sich folgende formelle Verbesserungen: 

 Einführung einer integrierten und verpflichtenden 

Gesamtbetriebsberatung in regelmäßigen Abständen, 

 Einführung einer pauschalen naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und 

Ersatzpflicht für die nach § 14 Abs. 2 BNatSchG n.F. freigestellten 
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Eingriffe der land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung 

in Form eines betriebsbezogenen Mindestanteils an 

Landschaftsstrukturen und extensiven Flächen, 

 Einführung einer mehrjährigen integrierten 

Gesamtbetriebsgenehmigung mit Konzentrationswirkung für Land- 

und Forstwirte, deren Umsatz die Kleinunternehmergrenzen 

übersteigt. 

IX. Anlagensicherheit 

76. Der Klimawandel betrifft auch die Sicherheit von Industrie- und 

Gewerbeanlagen, namentlich durch eine Zunahme von 

Extremwetterereignissen wie Starkniederschlägen, Stürmen, Tornados, 

Sturmfluten oder Hochwasser. Hinzu kommt eine mögliche Erhöhung 

standörtlicher Risiken beim Bauen in Hanglagen, in Gebieten mit 

quellfähigen Böden und Grundwassereinfluss sowie beim Bauen in 

hochwassergefährdeten Bereichen und in ehemaligen 

Bergbau/Tagebaugebieten. 

77. Schon nach der geltenden Rechtslage hat der Betreiber einer 

genehmigungspflichtigen Anlage nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die Pflicht, die Sicherheit seiner 

Anlage zu gewährleisten, auch mit Blick auf umgebungsbedingte 

Gefahrenquellen. Hierbei hat er auch Gefährdungen für die Sicherheit des 

Anlagenbetriebs, die sich aus den zukünftig zu erwartenden Folgen des 

Klimawandels am Anlagenstandort ergeben, zu berücksichtigen. Durch 

die Organisationspflicht des § 52a BImSchG wird diese Verpflichtung 

zudem prozedural abgesichert. Allerdings enthalten weder die 

Grundpflichten des § 5 Abs. 1 BImSchG noch die korrespondierende 

Organisationspflicht des § 52a BImSchG ausdrückliche Hinweise auf die 

Berücksichtigung des Klimawandels, sodass befürchtet werden muss, 

dass dieser Aspekt der Pflichten sowohl beim Anlagenbetreiber als auch 

bei der überwachenden Behörde nicht ausreichend wahrgenommen wird. 

Durch Anpassungen im Bereich der untergesetzlichen Normbildung 

könnte für die notwendige Transparenz gesorgt werden. Für die 

Durchführung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens 

ist daran zu denken, in der Verordnung über das 

Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) im dortigen § 4a Abs. 1 Nr. 2 

vorzusehen, dass der Antragsteller „Angaben zu umgebungsbedingten 

Gefahrenquellen unter Berücksichtigung der Folgen des Klimawandels“ 

einzureichen hat. Vor dem Hintergrund des Umstandes, dass in 

Deutschland weit über 60.000 bereits genehmigte Anlagen betrieben 

werden (s. oben a), wird eine Änderung der 9. BImSchV für sich allein 

dem Problem aber noch nicht gerecht. Vielmehr sollte die 
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Verordnungsermächtigung des § 7 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG genutzt 

werden, um eine Anpassung der Sicherheitsanalyse des 

Anlagenbestandes unter dem Aspekt der Anpassungserfordernisse an 

den Klimawandel zu gewährleisten. Um den Anforderungen des 

Verhältnismäßigkeitsprinzips gerecht zu werden, sollte dabei mit 

Priorisierungen und Abschichtungen gearbeitet werden. Unter dem 

Aspekt des Schutzes von Mensch und Umwelt besonders dringlich 

erscheinen die Anlagen im Bestand, die zugleich der IVU-Richtlinie 

unterliegen bzw. als „Spalte-1-Anlagen“ im Sinne des Anhangs der 4. 

BImSchV zu qualifizieren sind. 

78. Besondere Ermittlungs- und Dokumentationspflichten treffen nach 

geltendem Recht Betreiber von Betriebsbereichen, die der Störfall-VO 

unterliegen. Diese Pflichten erstrecken sich grundsätzlich auch auf die 

Bewältigung der besonderen Risiken, die sich aus dem Klimawandel für 

die Anlagensicherheit ergeben können. Auch in der Störfall-VO aber fehlt 

es an der ausdrücklichen Einbeziehung der Risiken des Klimawandels, 

sodass auch insoweit mit Implementationsdefiziten gerechnet werden 

muss. Auch hier wäre zu überlegen, die Ermittlungs-, Bewertungs- und 

Dokumentationsaufgaben transparent zu machen, sei es durch 

ausdrückliche Aufnahme in die 12. BImSchV oder durch einschlägige 

Verwaltungsvorschriften.  

79. Ermittlungen und Bewertungen sind auf vollzugsfähige Maßstäbe 

angewiesen. Konkrete Maßstäbe ergeben sich insbesondere durch die 

Weiterentwicklung technischer Regeln in Reaktion auf den erwarteten 

Klimawandel. Diese Regelbildung scheint ausweislich der 

Forschungsergebnisse der UBA-Studie von Warm/Köppke (UBA-Texte 

42/07) gegenwärtig noch defizitär zu sein. Ein entsprechender Prozess 

sollte in Gang gesetzt werden, etwa durch Aufträge an die Kommission 

für Anlagensicherheit (§ 51a BImSchG). Ggf. könnten bestimmte 

Ergebnisse dann über die – noch unverbindliche – Veröffentlichung im 

Bundesanzeiger hinaus durch Rechtsverordnungen auf der Grundlage 

von § 7 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG verbindlich gemacht werden. 

80. Die Umweltverträglichkeitsprüfung bietet Ansatzpunkte dafür, die in 

Folge des Klimawandels zu erwartenden veränderten 

Umweltbedingungen in die Folgenabschätzung aufzunehmen und in der 

Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben zu berücksichtigen. 

Das Erkenntnisinteresse der UVP ist allerdings beschränkt auf die 

Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen, die ein konkretes Vorhaben 

auf Mensch und Umwelt haben kann. Die UVP bietet keinen Ansatzpunkt 

dafür, in umgekehrter Blickrichtung zu prüfen, welche Auswirkungen 

künftig von der – klimabedingt veränderten – Umwelt auf die geplanten 

Vorhaben ausgehen werden oder ausgehen können. Schutzgüter der 
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UVP sind Mensch und Umwelt, nicht das Vorhaben. Als allgemeine 

Klimafolgenverträglichkeitsprüfung eignet sich die UVP demgemäß nicht. 

Mit Blick auf die Anlagensicherheit spricht viel dafür, die spezifischen 

Erfordernisse der Anlagensicherheit im Klimawandel fachrechtlich (und 

nicht UVP-rechtlich) zu bewältigen. Die UVP ist in ihrer Leistungsfähigkeit 

abhängig von einer allgemeinen raumbezogenen 

Klimafolgenverträglichkeitsprüfung; sie ist angewiesen auf ein 

raumbezogenes Risikowissen und die Aufbereitung eines solchen 

Wissens z.B. in kartographischen Darstellungen „vulnerabler Räume“ in 

Fachplänen oder räumlichen Gesamtplänen. Ist ein solches Wissen 

verfügbar, kann insbesondere über das sog. „Scoping“ der 

Ermittlungsprozess mit Blick auf die Auswirkungen des konkreten 

Vorhabens gesteuert werden. Durch Anreicherungen der 

Verwaltungsvorschriften zum UVPG kann zudem das Behördenverhalten 

(nach-)gesteuert werden, sodass auch insoweit Sensibilität für die 

Anpassungsaufgabe erzeugt wird. 

X. Raumplanung 

81. Anpassung an den Klimawandel beinhaltet wesentlich eine Anpassung 

der Landnutzung. Das wichtigste übergreifende Rechtsinstrument zur 

Steuerung der Landnutzung ist die Raumordnungsplanung. Sie gliedert 

sich in eine überörtliche Raumordnungsplanung, die durch das ROG 

gesteuert wird, und in eine örtliche Raumordnungsplanung 

(Bauleitplanung), deren rechtliche Grundlagen im BauGB geregelt sind. 

82. Die Raumordnungsplanungen auf überörtlicher und örtlicher Ebene bieten 

vielfältige Ansatzpunkte zur vorsorgenden Verarbeitung des möglichen 

Klimawandels, setzen aber voraus, dass die zuständigen Planungsstellen 

ein entsprechendes Problembewusstsein bereits haben. Da hiervon nicht 

durchweg ausgegangen werden kann, kommt es maßgeblich darauf an, 

das Recht der Raumordnungsplanung aktivierend auszugestalten, 

sodass die planungsbefugten Stellen ihre planerischen 

Anpassungsaufgaben erkennen und wirkungsvoll wahrnehmen können. 

Die Analyse der rechtlichen Grundlagen der Raumordnungsplanungen 

hat ergeben, dass weder das ROG noch das BauGB bislang ausreichend 

auf die Bewältigung des Anpassungsproblems eingestellt sind. 

83. Das neue Raumordungsgesetz aus dem Jahre 2008 hat die 

Anpassungsaufgabe zwar explizit in seinen Grundsätzekatalog 

aufgenommen (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG) und damit eine wichtige Vorgabe 

für die planungsbefugten Stellen gesetzt, es hat aber darauf verzichtet, 

die Anpassungsthematik auch in den Pflichtbereichen der 

Raumordnungspläne zu verankern (§ 8 Abs. 5 ROG) und den 

Ermittlungs-, Bewertungs- sowie Aktualisierungsvorgang anzureichern. 
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Auch mit Blick auf die Abstimmung mit sektoralen Fachplanungen und die 

Umsetzung der getroffenen planerischen Festlegungen bestehen Defizite. 

84. Das zentrale Ermittlungsinstrument der Raumordnungsplanung im 

Hinblick auf den Schutz von Mensch und Umwelt ist die Strategische 

Umweltprüfung (SUP). Sie ist allerdings auf das Problem der 

Klimawandelfolgen und der sich daraus ergebenden 

Anpassungserfordernisse nur unzureichend eingestellt. Benötigt wird ein 

Folgenabschätzungsinstrument, das dazu beiträgt, die Raumnutzungen 

so ordnen zu können, dass sie auch zukünftig umweltverträglich sein 

werden, und mit dem das Wissen generiert wird, das nötig ist, um die 

vorhandenen oder geplanten Raumnutzungen gegen die anzunehmenden 

Klimafolgen absichern zu können. Hierfür wäre die Einbeziehung eines 

sog. „Climate-Proofing“-Moduls als Erweiterung des gegenwärtigen SUP-

Konzepts oder die Etablierung eines hierauf gerichteten eigenständigen 

Folgenabschätzungsinstruments sehr hilfreich.  

85. Eine Folgenabschätzung, die den Klimawandel zu berücksichtigen hat, 

muss unsicheres Wissen einbeziehen und über Maßstäbe zur Bewertung 

unsicheren Wissens verfügen. Diesbezüglich können das Recht der SUP 

wie auch das raumbezogene Planungsrecht insgesamt vom 

Risikoverwaltungsrecht lernen. Lernen vom Risikoverwaltungsrecht 

beinhaltet einerseits Kriterien für die Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips 

zu entwickeln, und andererseits, die getroffene Bewertung und 

Entscheidung unter Kontrolle zu halten durch Beobachtung und ggf. 

Nachbesserung. Beobachtung und Nachbesserung erfordern eine 

periodische und ggf. anlassbezogene Überprüfung von Plänen. Das 

gegenwärtige Planungsrecht enthält solche Pflichten nicht. Die 

Überwachungspflicht im Rahmen der SUP enthält zwar entsprechende 

Ansätze, ist aber insgesamt nicht ausreichend auf die Besonderheiten 

des Anpassungsproblems eingestellt.  

86. Zu den Instrumenten der Unsicherheitsbewältigung, die angesichts des 

Klimawandels in der Raumordnungsplanung eine größere Bedeutung 

bekommen werden, gehört auch die Risikokartierung im Sinne einer 

kartographischen Darstellung vulnerabler Räume. Die Risikokartierung 

dient dazu, mögliche Klimawandelfolgerisiken in räumlicher Hinsicht für 

die Raumnutzung transparent zu machen, damit andere (öffentliche) 

Entscheidungsträger ihre Raumnutzungsentscheidungen im Wissen um 

die Vulnerablität des Raumes treffen können. Eine solche 

Risikokartierung ist im geltenden Recht der Raumordnung bisher noch 

nicht vorgesehen. Indikative Steuerungen über Kartierungen bieten sich 

für die Raumordnungsplanung immer dann an, wenn auf der Ebene der 

überörtlichen Raumplanung noch nicht abschließend über die Nutzung 

des Raumes entschieden werden kann. 
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87. Die Herausforderungen der Anpassung an den Klimawandel erfordern 

eine effektive Verzahnung der räumlichen Gesamtplanung mit 

sektoralen Fachplanungen und auch mit vorhabenbezogenen 

Planungen. Neben der SUP kommt den sektoralen Fachplänen, wie 

insbesondere der Hochwasserschutzplanung im weiteren Sinne, eine 

wichtige Risikowissen generierende Funktion zu. Werden die sektoralen 

Fachplanungen auf das Anpassungsproblem eingestellt, kann schon 

durch die Abstimmung der sektoralen Planungen untereinander in hohem 

Maße Konfliktbewältigung geleistet werden. Die alte (UGB-)Idee der 

Umweltleitplanung bzw. der Umweltgrundsätzeplanung bekommt gerade 

vor dem Hintergrund der Anpassungsproblematik neue Aktualität. 

88. Die raumplanerische Möglichkeit, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete zu 

bezeichnen und diesen Festlegungen als „Zielen der Raumordnung“ 

Geltung zu verschaffen, ermöglicht die Umsetzung des 

Anpassungsanliegens. Die Bindungswirkungen sind jedoch begrenzt; 

selbst öffentliche Planungsträger werden nicht strikt gebunden (§ 5 ROG). 

89. Rechtliche Ansatzpunkte für eine Berücksichtigung der 

Anpassungserfordernisse an den Klimawandel im Vorgang der 

Bauleitplanung ergeben sich aus den gesetzlichen Aufgaben und 

Grundsätzen der Bauleitplanung (§ 1 BauGB), aus den Ermittlungs- und 

Bewertungspflichten (§§ 2 und 2a BauGB) und aus der Pflicht zur 

Planung (§ 1 Abs. 3 BauGB). Sie gelten gleichermaßen für die F- und die 

B-Planung. Weitere Ansatzpunkte ergeben sich aus den gesetzlich zur 

Verfügung gestellten Darstellungs- bzw. Festsetzungsmöglichkeiten der 

F-Planung (§ 5 BauGB) und der B-Planung (§ 9 BauGB). Anders als das 

ROG, verzichtet das BauGB in seiner gegenwärtig geltenden Fassung 

noch darauf, die Erfordernisse der Anpassung an den Klimawandel 

ausdrücklich in die Aufgabenstellung der Bauleitplanung einzubeziehen. 

Die Analyse hat zwar ergeben, dass die Vielzahl der in der Planung zu 

berücksichtigenden Belange gleichwohl darauf schließen lässt, dass auch 

durch den Klimawandel veränderte Umgebungsbedingungen zu erfassen 

und zu berücksichtigen sind, eine hierauf gerichtete gesetzliche 

Klarstellung hätte aber eine nicht zu unterschätzende 

Transparenzfunktion. 

90. Das geltende Recht der Bauleitplanung sieht nur sehr eingeschränkte 

Pflichten vor, bestehende Bauleitpläne auf ihre Verträglichkeit mit den 

Folgen des Klimawandels hin zu überprüfen. Eine periodische 

Überprüfung der F-Pläne ist nicht mehr vorgeschrieben; genau dies wäre 

aber angesichts der bestehenden Unsicherheiten über die Folgen des 

Klimawandels sehr hilfreich. De lege ferenda ist neben der erwähnten 

periodischen Überprüfungspflicht für F-Pläne insbesondere daran zu 

denken, die SUP-Überwachung gemäß § 4c BauGB zu einem Instrument 
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der Beobachtung des Klimawandels und der vorbereitenden 

Entscheidung über Abhilfemaßnahmen auszubauen. In diesem 

Zusammenhang könnten auch materielle Pflichten zur Abhilfe bei 

erkanntem Handlungsbedarf gesetzlich gefasst werden. Darüber hinaus 

wird angeregt, das bauplanungsrechtliche Institut des „Baurechts auf 

Zeit“ (§ 9 Abs. 2 BauGB) künftig für die Belange der Anpassung an den 

Klimawandel zu nutzen. Das Baurecht auf Zeit könnte eine geeignete 

planerische Antwort auf die Unsicherheit von Klimawandelfolgen sein.  

91. Da die Anpassung an den Klimawandel wesentlich auch Anpassungen im 

Bestand des gebauten Stadtkörpers beinhaltet, bedarf es auch insoweit 

eines wirkungsvollen Umsetzungsinstrumentariums. Von besonderer 

Bedeutung für die Gemeinden sind in diesem Zusammenhang die 

Instrumente des Besonderen Städtebaurechts. Von besonderer 

Bedeutung für staatliche Behörden sind entsprechende reaktive 

Eingriffsmöglichkeiten, die das tradierte Baurecht – anders als das 

moderne Umweltrecht – bislang nur unzureichend (d.h. vor allem: mit der 

Konsequenz der Entschädigung) bereithält. 

92. Das seitens des Hochwasserschutzes, der Wassermengenwirtschaft und 

des Bodenschutzes an die Raumplanung herangetragene Bedürfnis, 

standortbezogene Festsetzungen zu einer umweltverträglichen und 

klimaangepassten Boden- und Gewässerbewirtschaftung in 

gesamtplanerisch abgewogener Form außenverbindlich festzulegen, kann 

nicht mit den bestehenden Instrumenten des Gesamtplanungsrechts, 

insbesondere nicht mit den Instrumenten des Bauplanungsrechts, 

befriedigt werden. Um das Planungsrecht in diese Richtung 

fortzuentwickeln, müsste entweder die Bebauungsplanung über den 

besiedelten Bereich hinaus zu einer allgemeinen Bodenplanung erstreckt 

werden, ein entsprechendes neues Umweltplanungsinstrument eingeführt 

oder die Landschaftsplanung i.S. einer ländlichen Bodenplanung 

ertüchtigt werden.  

93. Engagierten Planungsträgern bietet die Landschaftsplanung bereits in 

ihrer heutigen rechtlichen Ausgestaltung respektable Grundlagen zur 

Ermittlung und Darstellung von räumlichen Vorsorge- und 

Anpassungserfordernissen sowie Maßnahmen, nicht nur für den arten- 

und biotopbezogenen Naturschutz, sondern für alle relevanten 

Umweltmedien. Einen wirksamen Einfluss auf die korrespondierenden 

medialen Fachplanungen und Verwaltungsentscheidungen sowie auf die 

Raumplanung sichert das geltende Recht jedoch nicht; vielmehr hängt 

auch insoweit vieles vom Problembewusstsein und politischen Willen der 

zuständigen Entscheidungsträger ab.  

94. Dass die Landschaftsplanung die Funktion einer zentralen 

raumbezogenen Umweltvorsorge- und Anpassungsplanung 
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übernimmt, die zu einer gründlichen Ermittlung der relevanten Risiken 

und Anpassungserfordernisse, zu einer intensiven interaktiven 

Abstimmung mit den medialen Umweltverwaltungen und der räumlichen 

Gesamtplanung sowie zur Entwicklung und Fortentwicklung integrierter 

Vorsorgekonzepte für den räumlichen Umweltschutz nicht nur 

Möglichkeiten bietet, sondern zwingend veranlasst, ist unter der 

geltenden Rechtslage nicht zu erwarten.  

95. Dazu bedürfte es vielmehr entsprechender Ergänzungen und 

Konkretisierungen sowohl in der Zielsetzung und der Struktur der 

Landschaftsplanung, als auch in ihrer materiellen, formalen und 

prozeduralen Verzahnung mit den medialen Umweltplanungen und der 

räumlichen Gesamtplanung.  

96. Zudem müsste die Landschaftsplanung mit verbindlichen 

Festsetzungsmöglichkeiten für die natur- und umweltverträgliche sowie 

klimafolgenverträgliche Nutzung insbesondere für land- und 

forstwirtschaftlicher Außenbereichsflächen versehen werden, damit sie 

auch auf diesem Felde die sich verstärkt stellenden Ordnungsaufgaben 

erfüllen und die bisherige Bewirtschaftungslücke schließen kann.  

97. Vor diesem Hintergrund muss es – mit Blick auf die großen zukünftigen 

Herausforderungen der Klimaanpassung – als kurzsichtig und verfehlt 

gelten, dass die Landschaftsplanung im Rahmen der jüngsten Novelle 

zum BNatSchG tendenziell wieder geschwächt worden ist. Die 

Abneigung der Gesetzgebung gegenüber einer starken raumplanerischen 

Rolle der Landschaftsplanung gibt schließlich mit Anlass dazu, auch über 

ein alternatives, neues Instrument der Klimavorsorgeplanung 

nachzudenken. 

98. Eine solche Klimavorsorgeplanung, die Erfordernisse und Maßnahmen 

von Klimaanpassung und Klimaschutz im Zusammenhang behandeln 

könnte, wäre in Anbetracht der herausragenden Bedeutung dieser 

Problembereiche, aber auch ihrer besonderen von Vielfalt, Dezentralität, 

Unsicherheit und Dynamik geprägten Struktur, zweifellos ein geeignetes 

und erforderliches Instrument staatlicher Risikovorsorge. Eine 

Sonderplanung hätte schließlich den Vorteil, dass sie der Klimavorsorge 

eine eigene herausgehobene Institution verschaffen könnte, mittels derer 

sie sowohl gegenüber den Fachverwaltungen als auch gegenüber den 

Bürgern prominent vertreten werden könnte. 

 

XI. Umweltbeobachtung 

99.  Um die Anpassung an den Klimawandel leisten zu können, sind alle 

medialen Umweltplanungen und Vorsorgekonzepte in besonderem 
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Maße auf eine ergiebige Daten- und Prognosegrundlage 

angewiesen. Die erforderlichen Daten werden jedoch nur dann 

beigebracht und ausgewertet werden können, wenn die 

Umweltbeobachtung in hohem Maße synergetisch, methodisch 

kohärent und effizient gestaltet wird.  

100. Dem wird das bisherige segmentierte und lückenhafte Recht der 

Umweltbeobachtung nicht gerecht. Die fehlende Systematik in der 

Umweltbeobachtung verhindert eine umfassende und effiziente 

Zustandsbewertung des Naturhaushaltes und erschwert das Erkennen 

langfristiger Entwicklungen. Es erscheint daher ratsam, die 

Umweltbeobachtung bundeseinheitlich auszugestalten und zu 

systematisieren. Aufgrund der Bedeutung der Umweltbeobachtung auch 

für andere Rechtsbereiche empfiehlt sich ein eigenständiges 

Umweltbeobachtungsrecht, das die unterschiedlichen Monitoring- und 

Prognosepflichten miteinander abstimmt, koordiniert und integriert.  

XII. Strukturelle Herausforderungen und strategische 
Handlungsprioritäten aus umwelt- und 
planungsrechtlicher Sicht  

101. Der Klimawandel wird in den betroffenen Bereichen des Umweltrechts 

vor allem eine Verstärkung des Schutz- und Vorsorgeniveaus 

erforderlich machen. Hierzu bietet das geltende Recht bereits ein 

großes Arsenal wirksamer Instrumente, sollte aber – wie in den 

speziellen Abschnitten dieser Studie gezeigt – in vielen Einzelaspekten 

auch noch maßgeblich verstärkt werden. Ungeachtet der zahlreichen 

Einzelinstrumente, mit denen der Schutzverstärkungsbedarf letztlich zu 

realisieren ist, bringt der Klimawandel eine Reihe übergreifender 

Herausforderungen mit sich, für die das Umwelt- und Planungsrecht 

besser gerüstet werden sollte. Im Kern wird es darum gehen müssen, 

auch das mediale Umwelt- und Planungsrecht stärker als bisher durch 

Handlungsformen des Risikoverwaltungsrechts anzureichern, um 

die erforderliche mitlaufende, wie auch vorausschauende Anpassung an 

die sich wandelnden Umwelt- und Wissensbedingungen gewährleisten 

zu können.   

102. Einbeziehung der Klimaanpassung in die gesetzlichen 

Zielbestimmungen und Anwendungsgrundsätze (Inklusion): 

Wichtige relevante Umweltgesetze wie insbesondere das BNatSchG, 

das BImSchG, das BBodSchG und das BauGB benennen die 

Anpassung noch nicht ausdrücklich als Regelungs- und 

Anwendungsziel. Das sollte geändert werden, um das 

Aufgabenbewusstsein im Vollzug zu schärfen und den Erfordernissen 
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der Anpassung unmissverständlich den Rang eines gesetzlichen Ziels 

einzuräumen.  

103. Rechtliche Integration und Ausrichtung der Umweltbeobachtung: 

In der gegenwärtige Phase des Klimawandels, in der vieles noch 

ungewiss und unerforscht ist, muss die Generierung weiteren 

Risikowissens an erster Stelle stehen. Voraussetzung dafür ist ein 

effektives, gut koordiniertes und hinsichtlich seiner Methoden 

kompatibles Umweltbeobachtungssystem (s. Thesen 98, 99). 

104. Konkrete Anforderungen zur Ermittlung relevanter Klimafolgen im 

Zulassungs- und Planungsregime: Inwieweit es gelingt, die 

Erfordernisse der Klimaanpassung für die weitere Gestaltung unserer 

Landnutzung zu berücksichtigen, wird maßgeblich davon abhängen, wie 

konkret und anspruchsvoll die Ermittlungspflichten im Zulassungs- und 

Planungsregime präzisiert werden. Anforderungen zur Breite und Tiefe 

der Ermittlungen/Prognose und zur Form der Ergebnisdarstellung sowie 

Pflichten zur regelmäßigen Überprüfung sollten in die maßgeblichen 

Fachgesetze integriert werden. Außerdem besteht die Möglichkeit, in 

den Regelungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung und der 

Strategischen Umweltprüfung explizit die Einbeziehung relevanter 

Klimafolgen anzuordnen und ggf. durch konkrete Anforderungen an die 

Breite und Tiefe der Prüfung zu untermauern. 

105. Aktivierende Ausgestaltung und Ausrichtung der Umwelt- und 

Raumplanungsregime: Unter den Bedingungen des Klimawandels 

wird es zunehmend auf planerische Vorbereitung, Vernetzung und 

Ausrichtung administrativer Raumnutzungsentscheidungen ankommen. 

Im geltenden Recht bieten hierfür bereits vor allem die 

Gewässerbewirtschaftungsplanung, die 

Hochwasserrisikomanagementplanung, die Raumordnungsplanung und 

die Landschaftsplanung formale Grundlagen, die allerdings über die o.g. 

Erfordernisse der Inklusion und hinreichender Ermittlungspflichten 

hinaus noch besser auf die Herausforderungen der Klimaanpassung 

eingestellt werden könnten, insbesondere durch ein formales Planmodul 

zur langfristigen Klimaanpassung, durch stärkere materielle und formale 

Vernetzung einschließlich synchronisierter Revisionszyklen und durch 

die Schließung relevanter Umweltplanungslücken. All diesen rechtlichen 

Anpassungserfordernissen könnte in besonderem Maße duch eine 

integrierte Umweltleitplanung Rechnung getragen werden. 

106. Effektive Ordnungsinstrumente – insbesondere zur 

Nutzungsanpassung im ländlichen Raum: Um die Anpassung 

umweltrelevanter Aktivitäten an abnehmende Belastungskapazitäten 

und zunehmende Umweltrisiken gewährleisten zu können, muss das 

umweltrechtliche Ordnungsinstrumentarium geeignete Anforderungen 
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und Eingriffsgrundlagen vorsehen. Für die baulichen Raumnutzungen 

sind hierzu bereits breite Ordnungsmöglichkeiten vorhanden. 

Strategische Defizite liegen dagegen bei der Steuerung der Nutzung 

des ländlichen Raumes durch Land- und Forstwirtschaft, obwohl hier 

der zentrale Handlungsbedarf sowohl für die Hochwasservorsorge, den 

Gewässerschutz und die Wasserknappheitsvorsorge als auch für den 

Bodenschutz und den Naturschutz liegt. Der Gesetzgebung ist daher 

anzuraten, die bisherigen Steuerungsansätze der guten fachlichen 

Praxis im Dünge- und Pflanzenschutzrecht und der Cross Compliance 

im Beihilferecht wesentlich stärker als bisher an den 

Anpassungserfordernissen auszurichten. Zudem wird empfohlen, die 

Landschaftsplanung mit außenverbindlichen Festsetzungsmöglichkeiten 

zur standortgerechten, umwelt- und klimafolgenverträglichen 

Bodennutzung – i.S. einer standörtlichen guten fachlichen Praxis – zu 

versehen. 

107. Unterstützung der privaten Anpassungsverantwortung durch 

Versicherungslösungen und langfristige Planungsgrundlagen: Wo 

der Klimawandel durch Meeresspiegelanstieg, zunehmende 

Hochwasserrisiken und sonstige Extremereignisse private Güter 

bedroht, erscheint eine Unterstützung privater Schadensvorsorge in 

zweierlei Hinsicht besonders bedenkenswert: (1) Durch staatliche 

Versicherungspflichten und ggf. Versicherungsangebote können 

Anreize zu effizienter privater Risikovorsorge vermittelt und die 

öffentlichen Haushalte von subsidiären Hilfeleistungen entlastet werden. 

(2) Durch langfristige – z.B. raumordnungsplanerische – Festsetzungen 

zur Anpassung öffentlicher Schutz- und Versorgungsleistungen 

(insbesondere Hochwasserschutz, Küstenschutz, Wasserversorgung) 

können den privaten Akteuren angemessene Dispositionsgrundlagen 

und Übergangszeiträume vermittelt werden. 
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Summary 

 

I. Project aim 

Climate change will be felt in Europe, and so in Germany, too: flooding, storms, 

droughts and heat waves are just some of the major effects of climate change to which 

man and the environment will be increasingly exposed and which will in future call for 

more robust preventive measures. The European Community’s white and green 

papers on adapting to climate change in Europe and the German Strategy for 

Adaptation to Climate Change (“DAS”), adopted in late 2008, give initial overviews of 

the sectoral challenges and possible courses of action. The DAS, especially, has made 

clear that adaptation can in many ways be achieved and promoted, but also impeded, 

by legal instruments. The fields of environmental and planning law, in particular, are 

called on to take action to adapt their protection and land-use strategies to a changing, 

but also more dangerous and sensitive, environment.  

The Umweltbundesamt (German Federal Environment Agency) has therefore 

commissioned the Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - Department Umwelt- und 

Planungsrecht (Helmholtz Centre for Environmental Research - Department of 

Environmental and Planning Law) to analyse the need for legal action in adapting to 

climate change. To that end, this study: 

‐ sets out the special structural challenges facing politicians and lawmakers in the 

area of climate change adaptation 

‐ analyses the constitutional bases for adaptation 

‐ investigates the most important areas of adaptation to ascertain to what extent 

the existing law already provides for effective and efficient adaptive instruments 

and where there is room for improvement.2  

The key findings are set out below as hypotheses. 

II. Strategic political and legal challenges 

1. Adaptation to climate change in the area of environmental law means, above all, 

tightening standards of protection and prevention. The main impact of climate 

change will be a reduction in the environment’s natural stress tolerance and thus a 

diminished capacity to cope with anthropogenic interference. The resulting need to 

intensify protection thus differs only slightly at first sight from what is otherwise required 

                                                            
2 The central area of conservation law is not covered as the need for adaptation and the available options in 
this area are to be analysed in a separate research project commissioned by the Bundesamt für Naturschutz 
(Federal Conservation Agency).  
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for environmental protection. The same applies to the “reverse” effect of climate change, 

i.e. the increasing environmental risks for humans, in particular those posed by flooding, 

droughts, storms and heat. Again, these are not new problems; rather, what is needed is 

a gradual increase in the level of prevention.  

2. Nevertheless, the challenges posed by adaptation to climate change entail particular 

structural problems which will inevitably have an impact on the roles potentially to be 

played by law and the strategies it may have to adopt, and which can be described by the 

keywords: variety, decentralisation, uncertainty, long term and dynamic. 

3. Adaptation entails avariety of problems inasmuch as the various goods, stakeholders 

and regions are each affected by climate impact in a different way and to different 

degrees of intensity, so that sector-specific approaches to adaptation must be found for 

each one. There can be no cross-sector recipe solution to adaptation such as e.g. 

emissions trading to reduce pollution. In essence, the only reason for addressing the 

various problems in the single area of “adaptation” policy is that their common cause is 

climate change. It is, however, for that reason that action to drive on the analysis of 

regional climate (impact) trends is urgently needed throughout all sectors.  

4. Adaptation is decentralised because it is required wherever climate change has an 

impact and must generally be based on the effects specific to the location and the basic 

local conditions. Appropriate adaptation policy therefore has to be not only sector-

specific, but also decentralised to deal with varied problems, whilst the legal instruments 

must confer the requisite planning freedom and scope for discretion to ensure that 

adaptive measures appropriate to the location can be taken. 

5. The high degree of uncertainty as to the nature, intensity and development over time of 

climate consequences, combined with the long term of the risk horizons, is perhaps the 

most characteristic and difficult of the overarching challenges faced in adapting to the 

climate. However, that even risks posed by mere possibilities can give rise to a need for 

action and justify preventive measures is familiar from the whole spectrum of law on risk 

management. The development of risk-management law also shows how uncertainties 

can be dealt with rationally by law, four aspects being likewise particularly relevant in the 

area of climate adaptation:  

a. An adequate risk analysis appropriate to the degree of potential risk which is 

based on as many of the available data, methods and expert studies as possible 

and also identifies the possible courses of action and their costs and benefits. 

b. An assessment of the risks and options for action and development of integrated 

action strategies involving all relevant stakeholders with a view to reaching a 

risk decision appropriate to the problem and capable of being accepted.  

c. Preferably, the selection of “no-regret” measures which will prove beneficial, or 

at least harmless, (in particular with regard to the integrity of the protected assets 

concerned) even if the forecast risk does not occur. 
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d. A regular review and, if necessary, adjustment of the risk decisions to take 

account of new findings.  

6. The new dynamic taken on by trends in framework environmental conditions as a result 

of climate change poses a particular challenge to the protective schemes or 

environmental law, especially because, until today, these schemes have usually been 

based on relatively static reference conditions and instruments have, consequently, been 

designed to maintain static environmental quality and conservation objectives. As a result 

of the climate-related environmental changes, these instruments must now be adapted if 

they are to continue achieving their protection objectives. However, the protection 

objectives too may have to be reviewed to ascertain whether and to what extent they still 

correspond to the changed reference conditions.  

7. Most impacts of climate change will not occur abruptly at short notice but gradually 

unfold over decades and centuries. From the regulatory point of view this poses the 

question whether to rather pursue an iterative, responsive approach to climate adaptation 

or to appraise and consider long term impacts, from the outset. In any case, the latter is 

needed for administrative decisions on the admissibility and configuration of large scale 

(infra-) structures, and should, hence, be provided for by the relevant planning and permit 

provisions.  

8. An overall view of these special challenges makes clear that the legal measures 

accompanying climate adaptation must make particular use of forward-looking and 

procedurally anchored control strategies which must entail a thorough risk analysis, 

active risk communication, adequate scope to take account of regional particularities in 

determining the nature of any measures and regular reviews of the outcome with a view 

to making adjustments in the light of new findings. The analysis of the individual areas of 

action shows that initial steps in this direction are already being taken, but the measures 

are often still too underdeveloped to tackle the particular challenges posed by climate 

change.  

III. Constitutional framework 

9. The constitutional framework for state measures for adapting to climate change is shaped 

chiefly by the general duty to protect the environment under Art. 20a Grundgesetz (Basic 

Law; “GG”), the duties to protect fundamental civil rights, the constitutional limits on state 

interference and also certain guarantees of subsistence flowing from the constitution.  

10. In the context of climate adaptation, the most important implication of Art. 20a GG is that 

it confers constitutional status on environmental concerns and explicitly refers to 

protection of the environment for future generations. In Art. 20a GG, these public interest 

concerns are thus raised to the level of a restriction of fundamental civil rights which is 

inherent in the constitution, meaning that they carry great weight as compared to those 

fundamental rights serving the pursuit of current individual interests in self-development.  
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11. Protection against adverse climate effects is, in principle, a legitimate purpose capable of 

justifying state interference in fundamental civil rights. With respect to justification, the 

courts, as a rule, leave the legislature a wide margin of discretion in terms of prognosis, 

standardisation and assessment, whilst the state objective set in Art. 20a GG places 

clear focus on the protected elements of “natural necessities of life” and “future 

generations”. Accordingly, reasonable adaptive measures should not be difficult to justify. 

12. As far as the states’ duties to actively protect fundamental human rights (life, body 

and property) is concerned, protective and preventive instruments are already in place in 

all relevant fields of climate adaptation which can be employed, at least as a basis, to 

reduce risks increased as a result of climate change. Given that, in the area of 

environmental protection, the Federal Supreme Court generally sets the threshold above 

which the state is constitutionally required to take action very high, it is unlikely at present 

that this threshold might be relevant to adaptive measures.  

13. Given the current conditions of basic provision, it is for the foreseeable future unlikely that 

it will be possible to justify a state duty to take particular precautions to guarantee a 

certain level supply, for example of water resources, on the basis of the primary rights to 

social care, which can only be derived from the welfare state principle for fundamental 

existential requirements.  

IV. Flood risk management 

14. Given that climate change will in all probability lead to a further continual increase in the 

number and intensity of floods in many river districts, there is a need for improved flood 

control. In addition to traditional technical means, i.e. in particular the construction and 

heightening of dykes, preventive flood-control measures such as keeping flood plains and 

retention areas free of development or the reclamation of such areas - which allow the 

flood to disperse and increase water retention across a wide area - will be of decisive 

importance. The initial step for all suitable individual measures must be a thorough 

calculation of the existing and future flood risk and a general plan which co-ordinates the 

preventive and technical flood-control measures, whilst having regard to all other relevant 

concerns. Following dynamic development in recent years, the existing legislation already 

meets these requirements to a large extent, but there are nevertheless areas in which it 

could still be optimised: 

15. With respect, first of all, to the calculation, assessment and presentation of flood 

risks, Paragraphs 73 and 74 of the Federal Water Resources Act 

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG), as amended, which implement Directive 2007/60/EC 

on the assessment and management of flood risks, lay down detailed requirements which 

seem apt to guarantee a thorough risk analysis. Of particular importance is the new duty 

to show low, medium and high level flood risks on hazard maps and potential damage on 

risk maps. Whilst not set out as clearly as desirable, it can nevertheless be deduced by 

interpretation that the hazard zones are (also) to be identified by way of forecasts taking 

account of any climate-related increase in risk. Moreover, the risk category allocated is to 
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be reviewed at six-yearly intervals. As yet, there is no statutory duty to take note of and 

assess (for information purposes) the risk assumptions and stipulations applicable to 

interfering planning measures, in particular those taken by spatial and development 

planning authorities or those planning water management and action.  

16. The new scheme for flood risk management planning is designed to reduce the risks 

of at least one flood with an expected reoccurrence interval of 100 years by way of co-

ordinated flood control and prevention measures which take account of the climate-

induced risk increase. For this minimum protective objective too, it is again (only) through 

interpretation that a duty also to consider future risk development trends can be 

established. The responsibility for adopting and implementing suitable measures lies 

mainly with the relevant water authority and, for the most part, the authority dealing with 

overall spatial planning, which must impose the appropriate restrictions on use.  

17. The existing law provides spatial and urban development planning authorities with 

suitable instruments, but since regional and local decision-makers' willingness to impose 

restrictions on use is limited, effective flood prevention will depend on the statutory 

restrictions on the use of flood plains, as provided by Paragraphs 76-78 WHG. 

According to these provisions, the protection of such plains covers two area types: those 

at risk of HQ100 flooding and those used for retention and relief. Whilst use restrictions in 

the risk areas are primarily intended to prevent damage and ensure rapid runoff, the 

second category is instead intended "to give the river more space" and so prevent floods 

from occurring in the first place.  

18. As far as the second category is concerned, a significant weakness of the future 

protection scheme is that it does not specify what areas are needed to protect and 

conserve retention and relief areas or what criteria are to be applied to determine them. 

Consequently, the central aim of creating more space for the river will largely be a matter 

for planning by the relevant ministries in the federal states (Länder).  

19. Water retention in developed areas could be improved by imposing a standard 

infiltration requirement in Federal law, but in particular by a scheme of waste-water 

management planning binding on local authorities and oriented in statutory provisions 

towards, among other things, increasing levels of rainwater infiltration and grey water 

recycling.  

20. Moreover, it is most important to improve water retention in rural areas used for 

agriculture and forestry. However, the considerable potential for such improvement in 

the field of agricultural soil-management practices cannot be harnessed effectively on the 

basis of the current law. Indeed, under existing law, agricultural drainage systems which 

are a major factor in accelerating runoff are even largely exempt from approval 

requirements. At least specific additions to the “cross compliance rules” of the 

Communities’ Common Agricultural Policy and to the national best practice guidelines are 

needed. Furthermore, urgent consideration should be given to extending the spatial 

planning regime to agricultural and forested land and, thereby, establishing a legal basis 
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on which location-specific standards for improved water retention could be developed 

and enforced. Corresponding objectives and instruments could be incorporated into the 

landscape planning approach as provided by Paragraph 9 et seqq. of the Federal Nature 

Conservation Act (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG).  

21. Such an enhanced landscape planning instrument could, in combination with other 

measures and requirements, also be used to plan and effectively promote the 

renaturalisation of the small-scale hydrographic network, which can perform a 

significant storage function. 

22. For damage prevention in risk areas, it seems appropriate to limit the binding use 

restrictions to HQ100 areas, even though this statistical flood value does not cover 

potentially higher future flood levels. Arguments against the binding statutory imposition 

of a higher level are the functional link with the state of the art in technical flood control, 

which is widely based on HQ100, and the fact that the projected risk trends differ greatly 

between river basins. 

23. To effectively guarantee compliance with / implementation of the use restrictions imposed 

on flood plains, a right to bring a class action should be introduced. In addition, more 

weight could be attached to the flood risk management plans as part of overall spatial 

planning by integrating them explicitly and more stringently into the substantive and 

procedural planning requirements.  

24. So far, there are no statutory requirements to take building measures to prevent flood 

damage, but rather only the guidelines issued by the Ministry of Transport, Building and 

Housing. In view of the sums in compensation which must be paid again and again after 

major flooding events, also from public solidarity funds, the state of the art should be 

standardised nationwide.  

25. As an alternative or in addition to provident requirements under administrative law, 

mandatory insurance against flood damage could be used to limit the risk that the 

public purse must come to the rescue.  

26. To improve the protection of water polluting substances against the increasing flood 

risk, the disparate standards set under the laws of the various Länder should be replaced 

by nationwide standards.  

27. Given the eminent importance of co-ordinated reservoir management across the board 

(in particular dams), a basis for flood control and drought prevention planning should be 

created within the legal framework for water management planning. 

V. Coastal protection 

28. According to the most recent estimates, sea levels can on a global average be expected 

to rise by 18 to 150 cm by the end of this century. The rise on Europe’s coasts is likely to 
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exceed that global average. This will go hand in hand with an increase in the risks of 

flooding, erosion, salination and waterlogging in coastal areas and, in particular, river 

mouth areas, where additional inland floods may also increase.  

29. For Germany’s coastal regions, there is still a lack of differentiated and, especially, up-to-

date scenarios. Particularly in the recent past, however, there have been increased 

indications that the regional rise in sea level might be even higher than anticipated until 

before. More and more, therefore, options for a structured retreat from areas which no 

longer can be protected technically and economically sensible must be considered in 

addition to the measures improving technical coastline protection.  

30. The obligation to draw up hazard and risk maps and risk management plans for 

coastal areas too has led to a considerably better analysis of adaptation needs and 

options. It remains to be seen whether these obligation will be observed conscientiously 

or whether they will need to be flanked by legislation to improve enforcement. As far as 

the protection of coastal regions is concerned, there is room for improvement in so far as 

the risk analysis programme, which is primarily aimed at inland flood control, does not 

guarantee that the need for retreat in the long term and options for an area-wide coastal 

protection will be identified at an early stage and evaluated in terms of costs and benefits.  

31. As in the case for inland flood control, in the field of coastal protection, the statutory legal 

mechanisms for flood control, supra-local planning as well as town and country planning 

provide largely suitable forms, procedures and, in particular, means of specifying 

permissible land use designations which make it possible to keep areas free for the 

purposes of both technical coastline and coastal area protection.  

32. A stringent nationwide minimum level of requisite prevention in dyke design adapted to 

rising sea levels would not only help to guarantee a minimum level of protection for 

citizens and ensure that the Länder could link up their measures, but also provide 

stakeholders with information on costs in good time.  

33. To promote the timely setting of land management criteria for cost-efficient flexible 

coastal protection, better subsidy possibilities must be made available, namely in the 

Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des 

Küstenschutzes (Federal Act on improving agricultural structure and coastal protection). 

In addition, those areas which lie below a certain future sea level could, comparable with 

the protection of flood plains, be secured by designations as “priority areas for coastal 

protection” including restrictions for long-term land use.  

34. Another possible way of solving the conflict arising in coastal protection co-operatively 

and in advance of any legal specifications is the Integrated Coastal Zone Management 

(ICZM) scheme. It would therefore seem advisable to exploit ICZM in managing coastal 

zones, in particular by way of European and national structural aid programmes, but also 

by obligations of consultation as a part in the sectoral planning. Nevertheless, the ICZM 

can only ever support, but never replace, formal control mechanisms. 
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VI. Water protection 

35. Climate change will have a growing impact on water quality. Higher temperatures, 

lower oxygen content, increased eutrophication, periods of extremely low water levels 

with higher concentrations of pollutants are some of the most serious effects which will 

expose aquatic fauna and flora to ever increasing stress levels. A widespread effect will 

be a considerable reduction in water resilience and alteration of the physical, chemical 

and biological conditions even in unpolluted waters. As “secondary” climate effects, there 

will also be local interference with measures for adaptation purposes or to cut 

greenhouse gases, e.g. measures to improve flood control, maintain the navigability of 

waterways or exploit hydro-electric power.  

36. There is still considerable uncertainty as to what form all these potential climate-related 

changes will take in each individual case. Accordingly, the action most urgently needed is 

an improvement of basic knowledge. More must be done to investigate the specific 

climate effects on water, in particular the negative impact on water conditions, changes in 

stress tolerance and ways of increasing resilience and adaptability.  

37. Despite the considerable uncertainty, it can be regarded as almost certain that a 

continued reduction in the most serious forms of water pollution will be needed to 

increase water adaptability and resilience. This applies in particular to building 

interference and the influx of nutrients from agriculture. Measures to further reduce such 

pollution will in any event help to improve water quality considerably and are therefore 

needed irrespective of any climatic impact to comply with the general quality objectives 

under the Water Framework Directive and the specific status objectives for individual 

bodies of water derived from it.  

38. The quality-oriented management scheme under the Water Framework Directive and 

the related national implementing legislation are currently the central framework for 

organising water protection. On entry into force of the revised Federal Water Resources 

Act (Wasserhaushaltsgesetz - WHG), the entire water management scheme will in future 

be governed i.a. by the principle of “prevention of potential detrimental impacts of climate 

change” laid down in Paragraph 6(1) No. 5 WHG (as amended). This new principle sends 

an important signal in terms of the future orientation of water management. However, 

whether the central needs for action will be met effectively will depend to a large extent 

on the specific structure of the management instruments. 

39. As far as the identification and assessment of specific climate effects is concerned, 

it follows from the link between management law and the quality objective and, since 

recently, also from the principle of prevention of detrimental climate impacts (see thesis 

No. 38) that appropriate investigations are essential in principle. However, to guarantee 

that such investigations are conducted to a stringent uniform standard, that current 

findings are processed and options for co-operation between river-basin areas are 

exploited, the applicable specific statutory requirements must be made much more 

specific than is currently the case. This could be done, in particular, by adding a module 
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for a climate impact assessment and laying down minimum substantive, formal and 

procedural standards.  

40. More specific requirements have now been outlined by the EU water directorates in a 

comprehensive Guide to the “Common Implementation Strategy” for the Water 

Framework Directive. However, non-binding guidelines are unlikely to suffice as an 

adequate guarantee that the additional analytical work will be performed across the 

board. In any event, national implementation legislation should lay down minimum formal 

requirements to ensure that sufficient staff and financial resources are allocated to 

implementation. 

41. As far as adjustment of individual stress levels to the reduced water resilience is 

concerned, the quality-oriented approach would appear, in principle, to guarantee that 

additional stress reduction measures will be taken where this proves necessary to meet 

the quality goals. In addition, the cyclical structure of management and action planning, 

requiring a review and updating at six-yearly intervals, guarantees that relevant 

adaptation requirements will be reviewed in the mid term and additional measures taken 

where necessary. However, there is no guarantee that, in addition to such “concurrent” 

adaptation, a long-term view will be taken as ought to be the case with regard to the long-

term investment and infrastructures. A formal planning module for climate impact 

assessments would therefore be an advantage in this respect.  

42. Moreover, whether the management system will prove fit to achieve climate adaptation 

will depend greatly on the availability of effective implementation instruments and on 

guarantees that they will also be used. The central approval scheme under water law 

appears suitable for adaptation purposes, in principle, because it allows for flexible 

adaptation to new findings and needs for prevention as a result of the link to 

management objectives and the low level of protection required for existing rights. 

However, it is clear from the outset that two central challenges posed by stress level 

adjustment cannot be overcome under the current approval scheme. 

43. Firstly, the current management instruments do not apply to by far the most serious 

causes of anthropogenic water pollution, namely agriculture and the related fertilisation 

practice, which is responsible for the high level of nutrient pollution. However, in the 

conditions arising as a result of climate change, considerably stricter measures will have 

to be applied to tackle problems arising from agricultural practices. To achieve further 

reductions in nutrient emissions, more stringent standards must be imposed within the 

framework of cross compliance and best practice. The introduction of an approval 

requirement for agricultural land use could also be expected to make a major 

contribution. This could be used to provide farmers with advice on prevention, to identify 

and enforce the reductions needed in specific cases and to target subsidies accordingly.  

44. Secondly, the management instruments are not fit to serve as a means of optimising the 

location of land use where, as a result of climate change, only few locations have 

sufficient capacity to bear the stress resulting from a particular use. With a view also to 

avoiding ecologically damaging competition between locations, such precarious uses 
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should be allocated to the most suitable location by way of a supra-regional management 

instrument. Today already, such management is needed for power stations and industrial 

plants requiring large volumes of cooling water, as the levels of thermal pollution and 

river-water consumption has in many areas reached, or even exceeded, the tolerance 

threshold. Optimum locations should be allocated by way of a statutory planning 

instrument guaranteeing, firstly, an adequate investigation of the technical bases – in the 

case of the supply of cooling water, this would include forward-looking planning with 

regard to water consumption and thermal pollution – and, secondly, the binding 

designation of suitable locations by authorities responsible for land management 

planning.  

45. In other areas too, closer co-ordination of water management and overall land use 

planning is needed to ensure that plans are communicated interactively, that the 

planning needs are confronted with the requirements of water use, compatible with the 

climate impact at an early stage and that the various interests are weighed up in coherent 

land-use planning strategies. Current legislation already includes a substantive 

requirement that the various interests be co-ordinated and, where necessary, that the 

outcome be observed, but there is still a lack of provision for effective procedures and 

forms guaranteeing that this co-ordination task is actually performed in practice.  

46. Even if the primary aim of all the mechanisms and possible enhancements set out above 

must at all times be adaptation by reducing pollution, it will be impossible in the long term 

to avoid reviewing the reference conditions for water protection in the light of (climate-

related) changes and, where necessary, adjusting the specific targets based on the 

abstract objectives. Given the non-pollution-related changes arising from the changes in 

climatic framework conditions, it will be impossible in the long term always to keep to the 

objectives and the specific targets laid down in the management plans for this current, 

first management cycle on the basis of current reference conditions for “very good status” 

and the management objective of “good status” derived from them.  

47. It is already possible in theory to adjust the reference conditions and specific objectives 

retrospectively by way of cyclic revision of the basic assessment according to Article 5 

WFD and the management plans according to Article 13 WFD. However, in view of 

climate change, its dynamics and the particular uncertainties involved in identifying 

causes, this entails an increased risk that adverse developments in water conditions 

which cannot be clearly attributed to permanent climate changes will nevertheless be 

prematurely classified as such and, perhaps for economic reasons, legitimised by 

“lowering” reference and target conditions and objectives. In this connection, it should 

first of all be stressed that, based on current observations and climate prognoses, it is 

not expected that sufficiently significant permanent changes in the reference 

conditions which can be proved to be attributable to climate change will arise by 

the absolute deadline for implementation of the Water Framework Directive in 

2027.  

48. However, in order to ensure that, in the event of any exceptions and also for after 2027, 

neither the reference conditions nor the potentially relevant exceptional rules serve as a 
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gateway for lowering the standards of proof that the relevant changes in conditions are 

attributable to permanent consequences of climate change and not (other) anthropogenic 

effects, stringent substantive and procedural requirements must be imposed at an 

early stage.  

49. Moreover, the authorities responsible for management planning should be obliged to 

explore, in a formal module for assessing compatibility with climate change impact, 

the long-term trend in reference conditions and the resulting long-term prospects for 

water use in order to prevent any development in the wrong direction and identify no-

regret options for cases in which current status objectives cannot be maintained in the far 

future.  

 

VII. Prevention of water shortages 

50. As a result of climate change, there will be a major shift in the distribution of precipitation 

to the winter months. Consequently, there may be an increase in droughts and water 

shortages during the summer. This applies equally to the otherwise water-abundant 

central European area. The regions affected will, above all, be those which already have 

a drier summer climate; in Germany, therefore, the south-west and central parts of the 

east.  

51. The effects of dry periods and low water levels may include, in particular, losses for 

agricultural and forestry, soil degradation, shortages in the public water supply and 

cooling water provision and restrictions on inland waterway transport. However, there is 

still considerable uncertainty as to specific local risks of drought, how they will increase in 

future and their specific implications. 

52. As in all other areas of adaptation, the most important need for action is first and 

foremost to investigate more thoroughly the regional risks, vulnerabilities and adaptation 

options and to present the results transparently. Depending on the local risks, suitable 

and adequate measures must then be taken to prevent shortages. These include, in 

particular, measures to retain and store water, direct restrictions on intensive uses and 

preventive measures to reduce water consumption and guarantee the public water 

supply.  

53. It will also be necessary as part of an efficient mechanism for preventing shortages to co-

ordinate individual measures with each other and with the land-use plans affected. In 

particular, integrated water consumption management is required, with a view to 

achieving a balance between water supply and demand which can be sustained in the 

face of the climatic framework conditions. 

54. The legal basis for managing water consumption is also to be found primarily in the water 

management scheme laid down in the Water Framework Directive and the WHG. 

However, a fundamental problem is posed by the fact that this management scheme is 

oriented towards protecting water quality. It thus lacks a suitable planning framework 

for the more and more urgently needed consumption management. 
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55. An inevitable consequence of the low importance attached to preserving water volumes 

in the legal management scheme is that no definite duties and requirements to identify 

and take account of scarcity risks are imposed. Logically there are no specific 

requirements with respect to the planning of measures in this respect.  

56. To guarantee that risks of shortages are thoroughly investigated in future as part of water 

management planning and that consumption management is integrated into the process, 

it would be useful to specify shortage prevention more clearly as a management 

objective, of equal importance to water quality, and to supplement the water management 

scheme with a consumption management planning module laying down specific 

standards for both risk analysis and action planning. Given that water supply 

infrastructure requires very long-term investment, it should also be required that such 

planning be based on a long-term development perspective.  

57. To what extent such integrated consumption management planning can succeed in 

tackling scarcity problems and risks then depends greatly on whether there are effective 

implementation instruments enabling the authorities to apply the above preventive 

measures and restrictions on use as required. 

58. As far as the potentially necessary limitation of direct water withdrawals is concerned, the 

approval scheme essentially constitutes an appropriate and very flexible regulatory 

instrument. The same applies here to consumption management as to water quality 

conservation, though the procedure for balancing interests provided for in Paragraph 22 

of the Water Management Act offers interesting possibilities for flexible trading of use 

rights. 

59. However, as is the case for water quality conservation, the approval scheme does not 

offer consumption management an effective means of specifying optimum locations. 

This may, however, be required for such purposes too, again with regard, in particular, to 

the supply of cooling water provision, but also to hydro-power stations. An appropriate 

spatial use planning instrument thus appears desirable.  

60. To increase water retention over large areas, essentially the same measures and 

instruments are needed as for flood control, which equally profits from water retention. 

Above all, it is essential to restrict agricultural practices promoting run-off and, in 

particular, agricultural drainage practices in a manner appropriate to location. A spatial 

planning instrument on the basis of which location-specific standards of agriculture 

practice could be developed, imposed and implemented would be very useful. Such an 

instrument could, where appropriate, also serve as a basis for adjusting agricultural 

irrigation practices to water shortages. 

61. Also, such planning for areas not within the scope of a specific spatial plan could 

serve, in combination with water management planning, to renaturalise the small-scale 

hydrographic network so that it can redevelop its natural storage potential. To facilitate 

this, relaxations of approval requirements should be explored. 

62. To promote the harnessing of potential savings in industrial plants, operator duties to 

reduce emissions could be supplemented with a requirement to save water, to be given 

its rightful place next to the requirements to avoid and recycle waste and to ensure 
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energy efficiency. Other incentives to be economical with water could be provided by a 

greater orientation of the certification scheme to this area. 

63. In the products area, the potential for savings could be realised by way of labelling 

requirements and efficiency standards, specifically by accordingly widening the scope of 

an ecodesign regulation such as that as already announced by the EU Commission.  

64. Finally, significant savings and potential for retention could be realised in the field of 

waste water management in local authority areas if there were a systematic drive 

towards seepage of precipitation and decentralised recycling of grey water. This too 

could be promoted by way of statutory planning duties and objectives. 

VIII. Soil protection 

65. The impact of climate change on soil can scarcely be predicted at present. The only certain 

thing is that soil will undoubtedly be affected by the change in temperatures and precipitation 

and the intensity and frequency of extreme weather events. It is assumed that, in particular, 

current soil protection problems will intensify. These include soil erosion, loss of humus, 

increased propensity to consolidate, changes in ground water resources, mobilisation of 

nutrients and pollutants stored in soil and changes in soil biocoenosis. For now, adapting to 

climate change therefore means, above all, tackling current problems to reduce the soil’s 

vulnerability and increase its resistance to climate impact. 

66. Action is needed primarily in agricultural and forestry areas, which make up around 85% of 

Germany’s area. Soil risks such as erosion, humus loss and loss of pollutants and nutrients 

arise mainly in arable areas, whereas consolidation can also be a problem in permanent 

grasslands and forests. Large-scale drainage of agricultural and forestry areas and the 

decrease in infiltration in those areas increases the risk of floods and erratic inflows of various 

substances into water and could have an adverse effect on the groundwater supply and water 

availability in the event of an increase in summer droughts.  

67. As a result of the significant changes in the economic conditions of agriculture and forestry 

since the 20th century, the self-interest of farmers and foresters in protecting the soil has 

greatly decreased and the lower sustainability thresholds are often not reached. Given the 

social importance of soil in guaranteeing vital ecosystem effects such as, for example, carbon 

storage or water retention and filtering, its cannot be left solely to those managing it. The 

regulation of agriculture and forestry is thus of central importance in the context of adapting to 

climate change. 

68. The following “no-regret” measures are particularly suitable for adapting soil protection to 

climate change in agricultural and forestry areas: conserving mulch treatment of soil, 

intercropping, ecological farming, conversion of arable areas to perennial cultures in especially 

endangered areas and reduction of drainage in agricultural and forestry areas. These 

measures serve not only adaptation to climate change, but also protection against its effects: 

they reduce the flood risk and the pollution of surface water with nutrients and pollutants; 
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improve the water supply and formation of new ground water; and increase biodiversity in 

worked areas. 

69. The legal measures to adapt soil protection to climate change are not restricted only to the 

soil protection legislation, which comprises the Federal Soil Protection Act (“BBodSchG”), 

the Federal Regulation on Soil Protection (“BBodSchV”) and the laws passed by the Länder, 

but extend, in particular, to the sectoral law applicable to agriculture, including the cross 

compliance requirements for direct payments, the Flurbereinigungsgesetz (Land 

Reorganisation Act), forestry law and conservation law. At present, adaptation to climate 

change is not an explicit objective or task in any of those areas of law. Environmental quality 

objectives such as the “good agriculture and environmental condition“ prescribed by 

EU Regulation No. 73/2009 will have a greater role to play in future in protecting soil for 

climate protection and adaptation reasons. 

70. Currently, climatic risks and changes are identified and taken into account, without being 

expressly given prominence, in devising general measures to tackle and prevent risks. Both 

soil protection and conservation law require the authorities to include climatic changes in soil 

risks in their environmental observations. There is room for improvement in the monitoring and 

investigation duties of soil managers, nationwide standardisation and co-ordination of the 

authorities’ various monitoring programmes and incorporation of the findings in legislation. In 

particular, there is a lack of legal procedures for adapting to new findings under the principles 

of best practice and land reorganisation. 

71. Planning instruments are currently of little importance for qualititative soil protection in 

agricultural and forestry areas. However, they will gain in importance in the context of climate 

adaptation, since soil protection is highly relevant to local environmental conditions and land 

use and closely related to the other environmental compartments and socially important 

ecosystem effects. At present, the various planning instruments include only a limited range of 

requirements as to the nature of agricultural and forestry management. In the interests of 

protecting soil, nature and water and protection against climate effects, but also in farmers and 

foresters’ own interests, the planning authorities require more extensive means of developing 

and imposing location-specific management requirements. The legal instruments relevant in 

adapting to climate change are, above all, the soil protection areas, protected forests and land 

reorganisation plans, which are binding on third parties, as well as the landscape plans and 

forestry framework plans binding only on the affected stakeholders. The large-scale spatial 

and development planning schemes are, in their current form, less suitable. The “integrated 

rural development strategies” in the farming sector are merely an economic instrument for 

project-related assistance. 

72. To protect especially endangered soil areas and adapt them to climate change, it is 

particularly advisable to define the soil protection area provided for in the Soil Protection Act 

clearly in terms of its function and the related powers and to add a category of “especially 

endangered soil areas”. The landscape and forest framework plans would be a suitable 

means of designating especially endangered areas and recommending related management 

strategies and requirements. However, to achieve effective adaptation to climate change 

outside protected areas, the planning authorities require a legal means of controlling the 
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nature of soil use according to location (particularly for agriculture and forestry). This could be 

achieved by expanding the landscape planning scheme to create a system of integrated 

ecological planning providing for the issue of binding specifications for certain areas or by 

expanding the development planning process to form a general scheme of soil use planning 

which also allows the authorities to specify the nature of non-construction uses. 

73. The existing regulatory requirements for soil protection under national law must also be 

regarded as deficient with regard to soil use in agriculture and forestry. The substantive and 

formal legal requirements must therefore be improved to ensure successful adaptation to 

climate change, with respect both to their structure and concretisation in terms of content and 

to their legal enforceability. 

74. Substantive requirements to be met by proper agricultural and forestry soil use in Germany 

are imposed in the cross compliance requirements for European direct payments to farmers 

and in the best practice principles laid down in national environmental and agricultural 

legislation, although these principles are spread across several laws and, for the most part, 

have the effect of mere exhortations. With respect to climate adaptation, improved and 

standardised regulation of the substantive requirements to be met by proper management, 

would enable authorities to exert much more effective and targeted control. To improve the 

resilience of soil areas in the face of climate change, the standards to be met by soil use 

should be raised above regulation and concretisation at the level of cross compliance and, in 

particular, should include the following substantive elements:  

‐ Classification in categories of endangerment according to prevention and risk values 

‐ Differing requirements as to preventive action or measures to tackle risks for each of 

the various categories and for areas designated as especially endangered  

‐ Regular assessment of land by the farmer or forester to identify erosion, humus 

content, nutrient and pollutant content and consolidation 

‐ Inclusion of substantive duties in the catalogue of regulatory offences and competence 

of authorities to make enforcement orders. 

75. Effective enforcement of the substantive requirements in practice requires formal rules 

enabling the authorities to subject approval of land use to compliance with them and/or 

improve their implementation by offering advice. At present, forestry law lays down approval 

requirements only in relation to certain uses, whereas agricultural soil use is largely exempt 

from approval. Accordingly, there are deficits in the implementation of environmental law in 

general and soil protection in particular, especially in the agricultural sector. These deficits 

increase soil vulnerability to climate change. To reduce that vulnerability, the following 

improvements are recommended: 

‐ Introduction of integrated and mandatory consultation at regular intervals with regard to 

all operations 

‐ Introduction of a general duty under conservation law to offset and compensate for the 

interferences in soil use for agriculture, forestry and fishing permitted under 
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Paragraph 14(2) of the Federal Nature Conservation Act (BNatSchG, as amended) in 

the form of a minimum share for operations in landscape structures and extensive 

areas 

‐ Introduction of an integrated procedure for approval of all operations for a period of 

several years, placing particular focus on those farmers and foresters whose turnover 

exceeds the maximum for small-sized enterprises. 

IX. Installation safety 

76. Climate change also poses a risk to the safety of industrial and commercial 

installations, specifically in the form of extreme weather events such as heavy 

precipitation, storms, tornados, storm floods or flooding. In addition, there may be an 

increase in risks associated with locations where installations are built on slopes, in areas 

which have swellable soils and an impact on groundwater, in flood risk areas or in former 

underground or open-cast mining areas. 

77. Even under the law currently in force, the operator of an installation subject to approval 

under the Federal Pollution Control Act (“BImSchG”) is obliged to guarantee the 

installation’s safety, also with regard to the risks entailed by the surrounding area. He 

must also take account of the risks for the safety of the installation operations which arise 

from the future impact which climate change is expected to have on its location. The duty 

imposed on the organisation under Paragraph 52a BImSchG serves as an additional 

procedural safeguard for compliance. However, neither the basic obligations under 

Paragraph 5(1) BImSchG, nor the corresponding duty of the organisation under 

Paragraph 52a BImSchG expressly refers to the need to take account of climate change, 

so that it is to be feared that neither the installation operator nor the supervisory authority 

will adequately comply with this aspect of the obligations. Adjustments to the secondary 

legislation could ensure the requisite transparency. For the conduct of the approval 

procedure under pollution control law, provision should be made in Paragraph 4a(1) No 2 

of the Regulation on approval procedures (9th Federal Pollution Control Regulation; 

“BImSchV”) for submission by the applicant of “details of the risks entailed by the 

surrounding area as a result of the impact of climate change”. Given that far more than 

60 000 approved installations are in operation in Germany (see (a) above), an 

amendment of the 9th BImSchV alone will not suffice to overcome the problem. Rather, 

the authorisation to adopt regulations conferred in Paragraph 7(1) No 1 BImSchG 

should be used to guarantee adjustment of the analysis of installation safety to include a 

requirement for adaptation to climate change. To satisfy the principle of proportionality, 

priorities should be set and varying requirement levels established. In light of the need 

to protect humans and the environment, an area of particularly urgent action concerns 

existing installations which are subject to the Integrated Pollution and Prevention Control 

Directive and are to be classed as “column 1 installations” within the meaning of the 

annex to the 4th BImSchV. 
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78. Under the current law, operators of businesses subject to the Federal Faults Regulation 

(Störfall-VO) have special duties of investigation and documentation. In principle, 

these duties include the need to tackle the special risks to installation safety which may 

arise from climate change. However, the Faults Regulation likewise lacks an express 

reference to the inclusion of climate-related risks so that there are likely to be deficits in 

implementation. Here, too, consideration should be given to increasing the transparency 

of the duties of investigation, assessment and documentation, be it through express 

inclusion in the 12th BImSchV or in relevant administrative provisions.  

79. Investigations and assessments depend on enforceable standards. Specific standards 

are set, in particular, by developing technical rules in response to the anticipated 

climate change. According to the findings set out in the UBA study by Warm/Köppke 

(UBA text 42/07), there appear to be deficits in the adoption of such rules at present. An 

appropriate drafting process should be initiated, for example by commissioning the 

Installations Safety Committee (Paragraph 51a BImSchG). Where appropriate the 

outcomes could be given binding effect in regulations adopted under Paragraph 7(1) 

No 1 BImSchG, in addition to the – still non-binding – publication in the Federal Gazette. 

80. The environmental impact assessment (EIA) provides a means of including the 

changes in environmental conditions expected to arise from climate change in impact 

assessments and of taking them into account when deciding on the permissibility of 

projects. The EIA interest in findings is, however, restricted to the identification and 

assessment of the effects of a specific project on humans and the environment; it does 

not supply a basis for an assessment from the opposite perspective, i.e. of the effects 

which the environment – as altered by climate change – has or may have on the planned 

project in future. The EIA is designed to protect humans and the environment, not the 

project. Accordingly, it cannot serve as a general examination of compatibility with 

climate impact. With respect to installation safety, there is much to suggest that the 

specific safety requirements should be addressed through the applicable sectoral law 

(and not the EIA legislation). The effectiveness of the EIA is dependent on a general 

spatial assessment of climate impact and requires knowledge of the risks specific to the 

area and the processing of such knowledge, e.g. in maps of “vulnerable areas” in sectoral 

plans or overall spatial management plans. Where such knowledge is available, scoping 

especially can be used to steer the analysis towards analysing the impact of the specific 

project. Additions to the administrative regulations adopted under the EIA Act could also 

be used to guide the conduct of authorities (retrospectively), which might raise their 

awareness of the need for adaptation. 

X. Spatial planning 

81. Adaptation to climate change will to a large extent entail adaptation of land uses. The 

most important cross-sector legal means of controlling land use is spatial planning. In 

Germany, it can be divided into regional spatial planning, governed by the Federal Spatial 
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Planning Act (Raumordnungsgesetz – ROG), and local spatial planning (development 

planning), which is based on the Federal Building Code (Baugesetzbuch – BauGB). 

82. Regional and local spatial planning offers a variety of approaches to taking measures to 

prevent potential climate change effects, but this requires that the planning authorities are 

already sensitive to the problem. Since this cannot be assumed to be the case across the 

board, much will depend on the inclusion of active duties in spatial planning 

procedures to ensure that planners recognise the need for adaptation and perform their 

obligations effectively. An analysis of the legal bases for spatial planning has shown that 

neither the Spatial Planning Act nor the Building Code has so far been adequately geared 

towards tackling the problem of adaptation. 

83. Whilst adaptation has been explicitly included in the catalogue of principles in the new 

2008 Federal Spatial Planning Act (Paragraph 2(2) No 6), so that planners have now 

been provided with important guidance, the revised legislation does not also enshrine 

adaptation in the mandatory requirements to be met by spatial planning measures 

(Paragraph 8(5)) or add it as an element of the investigation, assessment and updating 

processes. There are also deficits with regard to the co-ordination of planning measures 

and implementation of the planning specifications. 

84. The central investigative instrument available to spatial planners with regard to the 

protection of man and the environment is the Strategic Environmental Impact 

Assessment (SEIA). However, it is not adequately tailored to the problem of the climate 

change impact and the associated adaptation requirements. An impact assessment 

instrument is needed which enables planners to regulate land use in such a way that it 

will remain eco-friendly in future, but which also provides them with the knowledge they 

need to safeguard existing or planned land uses against the likely impact of climate 

change. To that end, it would be very helpful to add a “climate proofing” module to the 

existing SEIA scheme or set up a separate tailored instrument.  

85. An impact assessment which is required to consider climate change must necessarily 

use uncertain information and be subject to criteria for handling such information. In this 

regard, the SEIA legislation, and spatial planning law as a whole, can learn from the law 

of risk management, which means, in other words, developing criteria for applying the 

principle of prevention and retaining control over the assessment and resulting decision 

by monitoring and, if necessary, subsequent improvement. This requires provision for 

periodic review or, as the case may be, a review following a specific incident. Such a 

review is not required under current planning law. The duty of supervision required by the 

SEA provides an appropriate basis but, on the whole, this duty is insufficiently tailored to 

the peculiarities of the adaptation problem.  

86. An instruments for coping with uncertainty, which will gain in importance for spatial 

planning in the face of climate change, is risk mapping, i.e. the cartographic illustration 

of vulnerable areas. Risk mapping serves to make the potential risks of climate change 

impact transparent, so that other (public) decision makers can take land-use decisions in 

the light of the knowledge that an area is vulnerable. The current law does not provide for 



Kurzfassung 

such risk mapping. Indicative management by way of mapping would be a suitable 

instrument for spatial planning wherever regional planners are still unable to make a 

definitive decision on land use. 

87. The challenges posed by adaptation to climate change require an effective integration 

of overall spatial planning with sectoral planning and project-specific planning. In 

addition to the SEIA, sectoral planning, such as in particular flood-risk management 

planning, fulfils an important function of generating knowledge of risks. Intensive co-

ordination of these sectoral plans will be the key precondition for an early and effective 

resolution of (potential) conflicts. In this regard, the emergence of the adaptation problem 

is breathing new life into the old (Environmental Code (UGB)) idea of an integrated and 

comprehensive environmental planning scheme. 

88. The ability in the context of spatial planning to designate “priority areas” (Paragraph 8 

(7) No. 2 ROG ) and “reserved areas” (Paragraph 8(7) No. 1 ROG) and to give effect to 

such specifications as “spatial planning objectives” allows adaptation interests to be 

pursued in practice. However, the objectives have only limited binding effect; not even 

public planning authorities are strictly bound (Paragraph 5 of the Spatial Planning Act). 

89. Legal bases for considering the need to adapt to climate change as part of the 

development planning process can be derived from the statutory tasks and principles of 

development planning (Paragraph 1 of the Building Code), the duties to investigate and 

assess (Paragraphs 2 and 2a) and the planning duty (Paragraph 1(3)). These apply 

equally to both comprehensive zonal (“F”) planning and urban development (“B”) 

planning. Other bases can be derived from the designation and specification options 

available in the F planning (Paragraph 5) and B planning (Paragraph 9) schemes. Unlike 

the Spatial Planning Act, the Building Code, as currently in force, still does not expressly 

provide for the inclusion of the need to adapt to climate change in the list of development 

planning tasks and principles. Whilst analysis showed that it can nevertheless be inferred 

from the majority of concerns to be considered by planning authorities that climate-

related changes in the conditions pertaining in the surrounding area are to be identified 

and taken into account, the transparency-enhancing function of a statutory clarification to 

that effect should not be underestimated. 

90. The law currently applicable to urban development planning provides for only limited 

means of reviewing plans for compatibility with the impact of climate change. A periodic 

review of F planning is no longer prescribed, even though precisely such a review would 

be extremely beneficial in view of the existing uncertainties as to the climate change. In 

addition to such a duty to review F plans, consideration should be given, in future 

legislation, to developing the SEIA supervision scheme under Paragraph 4c into an 

instrument for monitoring climate change and for preparatory decisions on remedial 

measures. In this connection, substantive duties to take remedial action where a need 

has been identified could be laid down by statute. Moreover, it is recommended that the 

instrument of a “temporary development right” provided for in development planning 

law (Paragraph 9(2) of the Building Code) be exploited in future in the interests of climate 
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change adaptation. It could serve as a suitable planning response to uncertainties 

regarding the impact of climate change. 

91. Since climate change adaptation will to large extent require changes to existing urban 

development, an effective means of implementation will be required. For local authorities, 

the instruments of special urban development law will be particularly relevant in this 

regard, whilst, for state authorities, reactive rights of intervention will be especially 

relevant, although conventional building law, unlike modern environmental law, so far 

makes inadequate provision for such rights (meaning, above all, with the result of 

compensation). 

92. The need for spatial planning authorities, for the purposes of flood control, water 

consumption management and soil protection, to impose location-specific 

requirements for environmentally-friendly climate-adapted soil and water management 

in rural areas (see theses 19, 59, 70) and in a form taking a balanced view of overall 

planning considerations cannot be met by the existing instruments of overall spatial 

planning. The F plan (comprehensive land use planning) is not detailed enough to allow 

for such location specific requirements and it is not binding on private landowners. The B 

Plan, (urban development planning) allows for detailed and binding land use restrictions. 

It is, however, confined to developed areas and constructional land use.  To overcome 

this structural deficit, either urban development plans would have to be extended beyond 

the developed area to apply to general rural land use or an appropriate new 

environmental planning instrument would have to be introduced or landscape planning 

would have to be enhanced to form a kind of a rural soil management planning.  

93. The current legislation applicable to landscape planning already offers committed 

planning authorities a solid basis for identifying and presenting spatial needs for 

prevention and adaptation and the associated measures, not only for species and biotope 

conservation but also for all relevant environmental compartments. However, the current 

law does not ensure that they can effectively influence the corresponding sectoral 

planning decisions, but rather much depends on the awareness and political will of the 

relevant decision makers.  

94. As the law currently stands, the landscape planning scheme cannot be expected to take 

on the function of a central spatial planning instrument for environmental prevention 

and adaptation which not only provides the means of thoroughly analysing the relevant 

risks and needs for adaptation, ensuring interactive co-ordination with sectoral units of 

environmental administration and overall spatial planning authorities and developing 

integrated strategies for spatial environmental protection, but which also renders such 

action mandatory.  

95. Rather, this would require that landscape planning be supplemented and concretised 

accordingly in terms of its objectives and structure and of integration of its substantive, 

formal and procedural requirements into the sectoral environmental planning and overall 

spatial planning processes.  
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96. Moreover, landscape planning would have to be equipped with the ability to impose 

binding specifications as to uses compatible with nature, environment and climate 

impact in agricultural and forestry areas, so that it could fulfil the regulatory tasks 

increasingly required in this field and so close the current gap in management regulation.  

97. Accordingly, the tendency to weaken the landscape planning scheme displayed during 

the most recent revision of the Federal Conservation Act must – having regard to the 

major future challenges posed by climate adaptation – be regarded as short-sighted and 

inappropriate. The legislature’s reluctance to give landscape planning a stronger role in 

spatial planning also gives cause to contemplate a new, alternative instrument of climate 

compatibility planning. 

98. Such climate compatibility planning, dealing with climate adaptation and protection 

needs and action together, would in view of the particular significance of these 

problems, as well as their specially structure, which is characterised by variety, 

decentralisation, uncertainty and dynamics, undoubtedly be a suitable and necessary 

instrument of state action on risk prevention. A special planning scheme would, finally, 

have the advantage that it could give climate-impact provision a separate elevated 

status allowing for high-profile representation of the related concerns in relations with 

sectoral administrative units and citizens. 

XI. Environmental monitoring 

99. In order to achieve adaptation, all sectoral environmental planning schemes and 

preventive strategies are to the same considerable extent dependent on rich data as a 

basis for prognosis. However, it will only be possible to obtain and evaluate the 

requisite data if environmental monitoring is structured in a highly synergetic, 

methodically coherent and efficient manner.  

100. This cannot be achieved by the currently fragmented and deficient law applicable to 

environmental monitoring. The lack of a systemised scheme of environmental 

monitoring prevents a comprehensive and efficient assessment of the condition of 

natural resources and makes it more difficult to identify long-term trends. It would 

therefore seem advisable to establish a standardised nationwide structure and 

system for environmental monitoring. Given the importance of environmental 

monitoring for other areas of law, the creation of a separate law on environmental 

monitoring which co-ordinates and integrates the various monitoring and forecasting 

duties is recommended.  

XII. Structural challenges and strategic action priorities in terms of 
environmental and planning law 

101. Climate change will, above all, require an increase in the level of protection and 

prevention in the areas of environmental law concerned. The law currently in force 
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already offers a large arsenal of effective instruments but, as shown in the various 

sections of this study, could still be greatly improved in a number of specific respects. 

Irrespective of the numerous individual instruments which must ultimately be used to 

meet the need for enhanced protection, climate change will entail a series of cross-

sector challenges for which environmental and planning law needs to be better 

equipped. Essentially, this will mean that sectoral environmental and planning law will 

have to be enhanced to a greater extent than at present by forms of action familiar 

from risk-management law, in order to guarantee the required forward-looking and 

concurrent adjustments to trends in environmental conditions and knowledge. 

102. Inclusion of climate adaptation in statutory objectives and application principles: 

important environmental statutes, such as in particular the Federal Conservation Act, 

the Federal Pollution Control Act, the Federal Soil Protection Act and the Building 

Code, do not yet expressly refer to adaptation as a regulatory and application objective. 

This should change to heighten awareness of the task among enforcement authorities 

and afford adaptation the same status as the other, expressly cited, regulatory 

objectives.  

103. Legal integration and targeting of environmental monitoring: in the current phase 

of climate change, much remains uncertain and much research is needed, so the 

generation of greater knowledge about the risks must have top priority. A prerequisite 

for this is an effective, well-coordinated system of environmental monitoring equipped 

with appropriate methods and measurement instruments (see hypotheses 99 and 100). 

104. Specific requirements to identify relevant climate effects as part of approval and 

planning schemes: the extent to which climate adaptation needs can be effectively 

considered in developing land use in Germany will largely depend on how specific and 

stringent a form is given to the duties to identify climate effects in approval and planning 

procedures. Requirements as to the scope and thoroughness of 

investigations/forecasts, the form of presenting results and duties of regular review 

should be integrated into the applicable sectoral legislation. In addition, the rules 

applicable to the EIA and SEIA could expressly require the consideration of relevant 

climate effects and, if necessary, reinforce this requirement by specific standards as to 

the scope and thoroughness of assessment. 

105. Active planning duties and targeting of environmental and spatial planning 

schemes: in the conditions arising from climate change, there will be increasing 

reliance on planning preparation, networking and support for administrative land-use 

decisions. Under the current law, formal bases are already provided, above all, by 

water management planning, flood risk management planning, spatial planning and 

landscape planning, but these could be extended, beyond the above-mentioned 

inclusion requirements and adequate duties of investigation, and better tailored to the 

challenges posed by climate change, in particular by way of a formal planning module 

for long-term climate adaptation, stronger links between substantive and formal 

requirements, including synchronised revision cycles and the closing of the relevant 

gaps in environmental planning schemes. All these needs for legal adjustment could be 
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met to a particularly large extent by integrated planning guided by environmental 

concerns. 

106. Effective regulatory instruments – in particular for adapting rural land use: to 

ensure that activities with an environmental impact can be adapted to reduced 

tolerance levels and growing environmental risks, the environmental regulatory scheme 

must provide for appropriate requirements and bases for intervention. There are 

already broad regulatory possibilities in the field of land use for building, but there are 

strategic deficits with regard to managing rural land use for agriculture and forestry, 

despite the fact that such use must be focus of any action on flood control, water 

protection, prevention of water shortages, soil protection and conservation. The 

legislature is therefore advised to orient the existing approaches to control provided by 

the “best practice” requirements for fertilisation in plant protection law and the cross-

compliance requirements under EU subsidies law more towards the need for 

adaptation than has been the case thus far. Moreover, it is recommended that the 

landscape planning scheme be equipped with the option of setting - in the form of 

localised best practice - specifications binding on third parties as to soil use which is 

appropriate to the location and compatible with the both the environment and climate 

impact. 

107. Assistance for private adaptation initiatives in the form of insurance and long-

term planning: where private property is endangered by climate change in the form of 

a rise in sea level, increased risks of flooding or other extreme weather conditions, it is 

for two reasons especially worthwhile to contemplate assistance for private initiatives to 

prevent damage: (1) state obligations and, if appropriate, offers to insure could create 

incentives for efficient private risk prevention measures and so relieve the public purse 

of the need to provide subsidiary assistance; (2) long-term objectives and specifications 

(e.g. through spatial planning) with regard to the adaptation of public protection and 

provision (in particular, flood control, coastal protection and water supply) could provide 

private stakeholders with an appropriate basis for their own planning and an adequate 

transitional period for implementing it. 
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